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schaft“ dargestellt. Der Stoffwechsel des Kapitals auf der 
Grundlage seiner Herrschaft über entfremdete Arbeit, der 
Vorherrschaft des Tauschwerts über den Gebrauchswert 
und einer hierarchischen Arbeitsteilung wird durch den 
Imperativ der Ausweitung angetrieben. Als System mit 
eigener Logik und Kohärenz läßt es sich nicht verändern, 
ohne diese zentrale Stoffwechselordnung anzugehen und 
sie auszutauschen; das Hantieren mit Oberflächener-
scheinungen (wie juristischen Arrangements) wird diese 
grundlegenden Gegebenheiten nicht ändern. So meint 
Mészáros, daß die „Arbeiterbewegung“, ohne das positive 
Überschreiten der Stoffwechselfunktionen des Kapitals 
„weiter sich selbst Niederlagen zufügt, indem sie die Macht 
des Kapitals über sie selbst reproduziert“. [MBC, S. 494]

Mészáros schließt daraus, daß „das wirkliche Ziel 
emanzipatorischer Transformation darin besteht, das 
Kapital als totalisierende Weise der Kontrolle aus dem 
gesellschaftlichen Stoffwechsel zu entfernen und nicht 
einfach darin, den Kapitalisten als die historisch spezifische 
‚Charaktermaske des Kapitals‘ zu ersetzen“. [MBC, S. 369] 
In einem Interview führte er dies weiter aus: „Die Büro-
kratie ist eine Funktion dieser Befehlsstruktur unter den 
veränderten Bedingungen, wo man mangels des privaten 
Kapitalisten ein Äquivalent für diese Kontrolle finden 
muß.“ [MBC, S. 981]

In einer Version ist die Unterscheidung zwischen 
Kapital und Kapitalismus uns bereits vertraut; denn es ist 
ein Allgemeinplatz, daß Kaufleute und Wucherer Geld als 
Kapital einsetzten, lange bevor sich das Kapital der Pro-
duktion bemächtigte und das moderne System des indus-
triellen Kapitalismus schuf. Neu ist jedoch die These, daß 
das Kapital den Kapitalismus überleben kann. Schauen wir 
uns zunächst Mészáros’ Definition des Kapitalismus an: Er 
argumentiert, die kapitalistische Formation erstrecke sich 
nur über jene spezifische Phase der Kapitalproduktion, in 
der „(1) die Produktion für den Tausch universalisiert ist; 
(2) die Arbeitskraft selbst eine Ware ist; (3) das Profitstre-
ben der grundlegende Regelmechanismus ist; (4) der un-
verzichtbare Mechanismus zur Extraktion des Mehrwerts, 
die radikale Trennung der Produktionsmittel von den 
Produzenten, eine inhärent ökonomische Form annimmt; 
(5) Mehrwert von den Mitgliedern der Kapitalistenklasse 
privat angeeignet wird; (6) die kapitalistische Produktion 
im Gefolge ihres ökonomischen Imperativs nach Wachs-
tum und Expansion zu globaler Integration tendiert.“ 
[MBC, S. 630]

Aus dieser Definition folgt nach Mészáros, daß man 
in den nachkapitalistischen Gesellschaften, wie wir sie 

gekannt haben, nicht von „Kapitalismus“ sprechen kann. 
[MBC, S. 631] Zugleich betont er, daß das „Kapital“ wei-
ter in diesen Gesellschaften die Herrschaft besitzt. Was also 
ist die Definition von „Kapital“, die sich mit seinem Über-
leben vereinbaren läßt? Er nennt als notwendige Bedin-
gungen für alle denkbaren Formen der Kapitalbeziehung 
‒ einschließlich der nachkapitalistischen ‒ die folgenden: 
„(1) Die Trennung und Entfremdung der objektiven Be-
dingungen des Arbeitsprozesses von der Arbeitskraft; (2) 
die Auferlegung dieser entfremdeten Bedingungen gegen-
über den Arbeitern als getrennte Macht, die die Befehls-
gewalt über die Arbeit ausübt; (3) die Personifizierung des 
Kapitals als ‚selbstischer Wert‘, [Gr, S. 210]3 der die eigene 
Selbstausweitung verfolgt ‒ der Bürokrat ist das nachka-
pitalistische Äquivalent des privaten Kapitalisten; (4) die 
äquivalente Personifizierung der Arbeit, ob als Lohnar-
beiter unter dem Kapitalismus oder als normerfüllender 
‚sozialistischer Arbeiter‘ unter dem nachkapitalistischen 
System.“ Er schlußfolgert: „Das Kapital kann die Form 
seiner Herrschaft ändern, solange diese vier Grundbedin-
gungen ‒ die für sein ‚organisches System‘ konstitutiv sind 
‒ nicht in radikaler Weise überwunden werden.“ [MBC, 
S. 617]

Die entscheidende begriffliche Neuerung, die Mészáros 
einführt, besteht also in der Unterscheidung zwischen 
Kapital und Kapitalismus. Untersuchen wir nun die De-
finitionen, die Mészáros dafür gibt. Die aus fünf Punkten 
bestehende Definition des Kapitalismus, die er gibt, ist 
insgesamt plausibel, aber ich würde sie an der Stelle in 
Frage stellen, die als ihre stärkste Komponente erscheinen 
könnte, dem Kriterium, daß Mehrwert von den Mitglie-
dern der Kapitalistenklasse privat angeeignet wird. Beim 
Kapitalismus geht es überhaupt nicht in irgend einfacher 
Weise um derartige private Aneignung. Bekanntlich ist für 
Marx der Feind das Kapital selbst, während der Kapita-
list nur als „Charaktermaske des Kapitals“ auftritt. Wenn 
das Kapital ursprünglich die Gestalt solcher Kapitalisten 
annahm, so definiert dies nicht die Kapitalbeziehung, bei 
der es nur um voneinander als Wertkörper unterschiedene 
Kapitalien und die Unterordnung der lebendigen Arbeit 
unter die tote Arbeit geht. Marx beging in Band III einen 
Fehler, als er von der Aktiengesellschaft (die durch die 
zunehmende Stufenleiter der gesellschaftlichen Produk-
tivkräfte notwendig wurde) als Negation des Kapitalismus 
innerhalb des Kapitalismus sprach. [MEW, Bd. 25, S. 452] 
Im Gegenteil führt die Eliminierung jeglicher persönli-
cher Eigenart, die ein individueller Kapitalist einführen 
mag, bei seiner Ersetzung durch eine Körperschaft (der es 
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gesetzlich allein darum geht, die Investitionen der Aktio
näre zu schützen) zu einer reineren Form des Kapitals. 
Man kann als Gedankenexperiment sogar zeigen, daß das 
Kapital die Eliminierung der Kapitalistenklasse überle-
ben kann. Schon jetzt haben institutionelle Anleger wie 
Rentenfonds und Versicherungsgesellschaften ein Überge-
wicht beim Aktienbesitz; man muß sich nur vorstellen, daß 
als Folge einer einschneidenden Erbschaftssteuer die indi-
viduellen Kapitalisten verdrängt werden und die Reste von 
diesen Institutionen übernommen werden. Wären aber die 
Konzerne alle Eigentum der Rentenfonds, so würde dies 
nichts am grundlegenden Stoffwechsel ändern (genauso, 
wie unter dem Feudalismus die Kirchengüter, deren Nutz-
nießer kein Eigentum besaßen, im Allgemeinen genauso 
geführt wurden wie die Güter der weltlichen Herren).

Wenden wir uns nun Mészáros’ Definition von Kapital 
zu. Es ist ein strukturelles Erfordernis seiner Argumenta-
tion, daß die Kriterien abstrakter sind als für den Kapita-
lismus, so daß der Kapitalismus als eine Form des Kapital-
systems gefaßt werden kann, daß die Definition aber nicht 
so abstrakt sein darf, daß sie auch Systeme miteinschließt, 
in denen man nicht plausibel von der Existenz einer 
Kapitalbeziehung sprechen kann. Ich glaube, daß diese 
Aufgabe unmöglich erfüllt werden kann und daß sie auch 
von Mészáros in Wahrheit nicht erfüllt worden ist. Seine 
vierteilige Definition des Kapitals läßt sich auf zwei Teile 
reduzieren, weil es in den Punkten 1, 2 und 4 jeweils um 
die Entfremdung des Arbeiters geht, während sich allein 
Punkt 3 auf die Existenz von Kapital bezieht, das als „ego-
istischer Wert, der die eigene Selbstausweitung verfolgt“, 
definiert wird. Es ist jedoch unklar, wie ernst wir hier den 
Terminus „Wert“ nehmen sollen, weil Mészáros generell 
nicht von Mehrwert, sondern von Mehrarbeit spricht und 
beispielsweise sagt, die „Kapitalakkumulation“ in der 
UdSSR sei „durch die politisch kontrollierte Auspressung 
von Mehrarbeit gesichert“ worden. [MBC, S. 780] Es ist 
aber unzulässig, beliebig mit „Mehrwert“ und „Mehr-
arbeit“ zu hantieren ‒ die Existenz der letzteren (weil sie 
allen ausbeuterischen Produktionsweisen gemeinsam ist) 
beweist in keiner Weise die Existenz von Kapital, das nach 
jeglicher akzeptabler Marx-Lektüre aus Profit akkumu-
lierter Wert ist.

Was um alles auf der Welt ist sein Begriff von Kapital, 
wenn er sich weder auf Wert, noch auf Mehrwert und Pro-
fit bezieht? Er kann sich nur auf das sogenannte organische 
System der Stoffwechselkontrolle beziehen, das in Katego-
rien des Gebrauchswerts verstanden wird, das hier allein 
durch die Organisation der materiellen Produktion als 

Kapital ausgewiesen wird und das kraft dieser materiellen 
Organisation die Arbeitskraft seinem Zweck der unkon-
trollierten Selbstausweitung unterwirft, wobei letztere 
nicht als Verwertung, sondern als Erweiterung der physi-
schen Produktionsanlagen zu verstehen ist. Hier sind zwei 
Dinge verkehrt. Ein solches System würde keine Kapital
akkumulation bedeuten, was notwendig eine Wertform 

ist; und es bestand in der UdSSR keine immanente Ten-
denz zur Selbstausweitung. Aber jeder würde zustimmen, 
daß dem Kapital ein Akkumulationstrieb innewohnt. Und 
Mészáros unternimmt auch große Anstrengungen, um 
zu beweisen, daß dies auch auf die UdSSR noch zutraf: 
„Dem Imperativ der akkumulationsgetriebenen Auswei-
tung kann unter veränderten ökonomischen Bedingungen 
nicht nur ohne das subjektive ‚Profitmotiv‘ genügt werden, 
sondern sogar ohne die objektive Erfordernis des Profits, 
die nun einmal nur in der kapitalistischen Spielart des Ka-
pitalsystems eine absolute Notwendigkeit ist. ... Während 
mehrerer Jahrzehnte sowjetischer Wirtschaftsentwicklung 
[wurde] ein hohes Niveau der Kapitalakkumulation durch 
die politisch kontrollierte Auspressung von Mehrarbeit 
erreicht, ohne daß dies entfernt dem kapitalistischen Sys-
tem mit seiner notwendigen Orientierung auf den Profit 
geglichen hätte.“ [MBC, S. 780]

Das erscheint mir höchst merkwürdig; im Kapitalismus 
sehen wir die Hegemonie von Wertformen einschließlich 
Kapital über die Produktion ‒ nicht Produktion um der 
Produktion, sondern um des Profits willen. Kapital ist 
wesentlich eine Wertform und kann die Abschaffung des 
Profits nicht überleben. Was jedoch in der UdSSR akku-
muliert wurde, war nicht Kapital, sondern Produktions-
mittel, die nicht die Form von Kapital besaßen. Zudem 
wurzelte der Akkumulations-Fetisch nicht in der „Ord-
nung des Stoffwechsels“, sondern in den Hoffnungen der 
Kontrolleure, die angetrieben vom Terror externe Plan-
ziele vorgaben. Wenn die UdSSR als „Kapital“-System 
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wirklich auf Expansion orientiert war, wie läßt sich dies 
damit vereinbaren, daß sie bei der Innovation scheiterte 
und dabei in die Dauerstagnation geriet? Gleichviel wie die 
politischen Spitzen aus externem Staatsinteresse versuch-
ten, die Produzenten zu zwingen oder anzureizen, die 
Volkswirtschaft reagierte auf quantitativer Ebene nur trä-
ge, und Innovation kam ganz zum Erliegen. Das war po-
litisch von entscheidender Bedeutung; denn das Scheitern 
beim „Aufholen“ gegenüber dem Westen und das Schei-
tern beim Erreichen wirklichen Wachstums während der 
Breschnew-Jahre führten selbst in den Augen der Nutz-
nießer des Systems zum Legitimitätsverlust und schließlich 
zur Implosion. Mészáros sagt in Punkt 3, der Bürokrat sei 
das nachkapitalistische Äquivalent des Privatkapitalisten als 
Vertreter des Kapitals. Der Bürokrat ist sicherlich der Ver-
treter eines materiellen Stoffwechsels, der so strukturiert 
ist, daß er die Subjektivität der Arbeiter expropriiert; aber 
sein Interesse daran, die Arbeiter zu kontrollieren, ist nicht 
in der Expansion als solcher begründet, sondern einfach 
in der Absicht, extern vorgegebene Planziele zu erreichen; 
also kann es weder Kapital, noch irgend eine neue Perso-
nifizierung dieses Kapitals (die Bürokratie) geben. Dabei 
trifft es zu, daß die sowjetische Fabrik als Erbe der Materi-
alisierung des Kapitals durch hierarchische Arbeitsteilung 
und die Unterordnung der unmittelbaren Produzenten 
unter ihnen fremde Zwecke gekennzeichnet war. Damit 
haben wir Mészáros Definition im Grunde auf die anderen 
drei Punkte reduziert, die mit der These verknüpft sind, 
die UdSSR habe wie der Kapitalismus auf der Ausbeutung 
entfremdeter Arbeit beruht.

Prüfen wir Mészáros’ Behauptungen im Hinblick 
auf diesen anderen Teil seiner Kapital-Definition, näm-
lich die folgenden: „die Trennung und Entfremdung der 
objektiven Bedingungen des Arbeitsprozesses von der 
Arbeitskraft;“ „die Auferlegung dieser verdinglichten und 
entfremdeten Bedingungen als gegenüber den Arbeitern 
getrennte Macht, die die Befehlsgewalt über die Arbeit 
ausübt;“ und zwar mit dem Ziel der „Selbstausweitung.“ 
Es ist klar, daß bei einer solchen Definition von Kapital 
erheblicher Diskussionsbedarf besteht. Wie bereits gesagt, 
gibt es ohne den Antrieb der Selbstverwertung, der die 
Produktionsbedingungen durchdringt, keine immanente 
Tendenz zur Expansion. Andererseits stimmt es, daß auf 
den ersten Blick die Organisation der Arbeit materiell wie 
gesellschaftlich darauf ausgerichtet ist, die „Befehlsgewalt 
über die Arbeit“ auszuüben; die empirischen Belege (vgl. 
zuvor zitierte Literatur) zeigen aber, daß dies gerade des-
wegen kläglich bei der Erreichung seiner Ziele gescheitert 

ist, weil die „Produktionsweise“, in der sich die Fabriken 
nun befanden, radikal verändert worden war.

Es gibt einen interessanten Unterschied zwischen dem 
Marx von 1844, der Feudalismus und Kapitalismus unter 
der allgemeinen Kategorie der Entfremdung der Arbeits-
bedingungen vom Arbeiter einander annäherte, und dem 
Marx von 1857, dem es darum ging, kapitalistische scharf 
von vorkapitalistischen Formen abzugrenzen mit der 
Begründung, daß im Kapitalismus der Arbeiter bei der Ar-
beitssuche den Entscheidungen des Privateigentümers aus-
geliefert sei, während im Feudalismus das gemeinschaftli-
che Produktionssystem dem unmittelbaren Produzenten 
vorausgesetzt war und ihn einschloß. Berücksichtigen wir 
nun diese Unterscheidung von 1857, so können wir sehen, 
daß in der UdSSR die „Gemeinschaft“ ebenfalls der Arbeit 
vorausgesetzt war und daß der Arbeiter ebenso wie im 
Feudalismus arbeiten mußte, aber nicht entlassen werden 
konnte. Deshalb ist es verfehlt, wenn Mészáros in die obige 
Definition den Terminus „Trennung“ aufnimmt. Streng 
genommen gab es keine Trennung der Arbeiter von den 
Produktionsbedingungen ‒ der sowjetische Manager saß 
auf seinen Arbeitern ebenso fest wie der feudale Gutshof 
sein Kontingent an Leibeigenen hatte. Der Marx von 1844 
verstand den Feudalismus als ein weiteres System, in dem 
die Arbeitsbedingungen die Herrschaft über die Arbeiter 
ausübten; der Marx von 1857 insistiert darauf, daß der Ka-
pitalismus sich darin vom Feudalismus unterscheidet, daß 
im Feudalismus vorausgesetzt wird, daß der Arbeiter sich 
in Einheit mit seinen Arbeitsbedingungen befindet, wäh-
rend er im Kapitalismus von ihnen getrennt ist und „Arbeit 
sucht“. Es ist nun offenkundig, daß die UdSSR dem 
feudalen Modell entspricht. Selbst wenn die Bedingungen 
den Arbeiter beherrschen, so trifft es doch zu, daß es die 
vorausgesetzte Gemeinschaft ist, die die Menschen sowohl 
zur Arbeit zwingt als auch ihnen angeblich Arbeit garan-
tiert. Genau wie im Feudalismus war die Machtlosigkeit 
des unmittelbaren Produzenten in der UdSSR politisch 
und nicht in der wirtschaftlichen „Trennung“ von den 
Produktionsbedingungen begründet; wenn irgend etwas, 
so waren sie Teil dieser Bedingungen.

Mészáros’ stärkstes Argument besagt, daß die Subsum-
tion der Arbeit unter das Kapital in der UdSSR beibehal-
ten worden sei. Ursprünglich war dies im Interesse des 
Kapitals zur Produktion von Wert organisiert worden; 
daher die Besessenheit des Kapitals mit der Einsparung 
von Zeit und die Expropriation des unmittelbaren Pro-
duzenten vom Produktionsprozeß. Wenn aber die Fabrik 
vom Wertregulator abgekoppelt wird und in ein neues 
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Produktionsverhältnis eintritt, kommt es, wie die empi-
rischen Studien zeigen, zu einem signifikanten Verlust 
solcher „Befehlsgewalt“; Mészáros berücksichtigt jedoch 
zu Recht „Befehlsgewalt“ als eine notwendige Bedingung 
der Kapitalbeziehung und hofft darauf, „das Kapital aus 
dem gesellschaftlichen Stoffwechsel als Befehlsgewalt über 
die Arbeit total zu entfernen“. [MBC, S. 619] Er stützt sich 
dabei auf eine Reihe von Zitaten, die seine Position etwas 
ausschmücken, besonders auf eine Passage aus den Grund-
rissen, in der Marx von der „ungeheuren gegenständlichen 
Macht“ spricht, die „den personifizierten Produktionsbe-
dingungen, i.e. dem Kapital zugehören“. [Gr, S. 716] Das 
ist der Schlüssel zu Mészáros’ gesamter Position. Meine 
eigene Position ist umgekehrt: daß die ungeheure, mons-
tröse Macht der Produktionsbedingungen über die Arbeit 
darauf zurückgeht, daß sie die Materialisierung der Kapi-
talform ist, wobei die Personifizierung des Kapitals aus der 
erreichten Unabhängigkeit des Wertes entsteht, spezifi-
scher aus der Herrschaft des selbstverwertenden Wertes als 
Form, wobei die objektiven Bedingungen zu ihrem Inhalt 
gestaltet werden. Die „ungeheure, monströse Macht“ der 
Fabrikorganisation wird durch den Imperativ der Ver-
wertung gestaltet und ist daher die Materialisierung des 
Kapitals. Obwohl das Fabriksystem genau darauf zuge-
schnitten ist, die Subjektivität des Arbeiters zu enteignen, 
ist das Gegen-Subjekt, das die Befehlsgewalt ausübt, der 
selbstverwertende Wert und nicht seine materielle Hülle. 
Der Fehler, den Grund des Problems mit den Fabriken und 
nicht mit ihrer gesellschaftlichen Formbestimmtheit zu 
identifizieren, unterläuft leicht, wenn die Arbeitsbedin-
gungen durch das Kapital formbestimmt sind. Aber wenn 
diese Organisation einmal aus ihrer gesellschaftlichen 
Form herausgelöst ist, besitzt sie keinen eigenen Expansi-
onstrieb. Diese Ansicht nimmt fälschlich an, ihre einzig 
mögliche Funktionsweise sei die, für die sie entwickelt 
wurde und fordert daher als angemessene Personifizierung 
einen Ersatz für den privaten Kapitalisten. Wenn sie also 
genauso funktioniert wie im Kapitalismus, können wir 
auch gleich sagen, sie sei Kapital. So scheint Mészáros sich 
das vorzustellen.

Auf der tiefsten philosophischen Ebene verallgemeinert 
Mészáros allzu sehr das Konzept der Umkehrung von Sub-
jekt und Objekt. „Ursprünglich“ ist das Subjekt der Pro-
duzent und das Objekt sind die Produktionsbedingungen, 
einschließlich der vom Arbeiter eingesetzten Werkzeuge. 
Wenn man dies einfach umdreht, wird der Arbeiter zum 
Objekt, das „befehligt“ wird und das Subjekt werden die 
„personifizierten Produktionsbedingungen“ ‒ was eindeu-

tig das ist, was Mészáros unter Kapital versteht. Obwohl 
Marx aber in einigen seiner Bemerkungen diese Lesart 
unterstützt, ist dies eine verbohrte Darstellung dessen, was 
im Kapitalismus tatsächlich geschieht. Immerhin defi-
niert Marx 1867 lange, bevor er über Produktion spricht, 
das Kapital als „Subjekt“ [MEW, Bd. 23, S. 169; MGr, S. 
177f.]; dies beruht für ihn eindeutig auf der „erweiterten 
Zirkulationsbewegung“, nämlich G-W-G'.

In der Praxis konzentriert Mészáros sich bei der de-
taillierten Behandlung der Art und Weise, wie das Kapital 
sich etabliert hat, nicht auf die Formen der Zirkulation, 
sondern auf die Ebene der Produktion. Obwohl es zutrifft, 
daß der Arbeiter die Produktionsbedingungen als fremde 
Macht und selbst seine eigene Arbeitskraft als ihm fremd 
erfährt, so ist dies doch irreführend, weil das wirkliche 
Subjekt, nämlich das Kapital, nicht identisch ist mit den 
personifizierten Produktionsbedingungen, sondern mit 
dem selbstverwertenden Wert, der durch die Formel G-
W-G' definiert ist; wenn dieser Kreislauf in die Produktion 
einsinkt und zu G-W...P...W-G' wird, konstituiert er die 
Produktionsbedingungen als dem Arbeiter fremde.

Mészáros möchte von der Arbeit (d. h., von der ent-
fremdeten Arbeit) zum Kapital gehen, ohne die „erwei-
terte Zirkulation“ ernst zu nehmen; damit steht ihm der 
Weg offen, um die entfremdete Arbeit in der Sowjetunion 
mit der Herrschaft des Kapitals zu identifizieren, denn 
er setzt das Kapital mit der Entfremdung der materiellen 
Arbeitsbedingungen vom Arbeiter gleich. Weil diese 
Entfremdung in der UdSSR andauerte, meint er fälsch-
lich, diese habe auf dem Kapital beruht. Er glaubt, daß das 
Problem beim Kapital in der Autonomie der materiellen 
Produktionsbedingungen bestehe, während in Wirklich-
keit die Wurzel des Problems in der Autonomie des Wertes 
und der Herrschaft des selbstverwertenden Wertes über 
die Produktion besteht, wobei die Fabrikorganisation die 
Materialisierung des Kapitals ist.

Immer wieder behauptet Mészáros, das Kapital exis-
tiere weiter, bis es durch ein anderes organisches System, 
nämlich den Sozialismus, ersetzt werde. [MBC, S. 617, 
622] Was damit verfehlt wird, ist die Möglichkeit, daß 
etwas angehalten wird, die Negation des Kapitals, die noch 
nicht die Überwindung des Kapitals ist, daher ein existie-
render Widerspruch und so gerade ein System, das nicht 
organisch kohärent ist und dem daher ein immanenter Re-
produktionsmotor fehlt. Aber eine Negation des Kapitals, 
die nicht über das Kapital hinausgeht, ist notwendig eine 
Negation des Kapitals, die hinter das Kapital zurückfällt. 
(Daher die Wahrnehmung sowjetischer Arbeiter, sie seien 
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Leibeigene, und ihr anfänglicher Enthusiasmus für den 
Markt als Befreiung.)

Mészáros hat gewiß recht, wenn er betont, daß die 
sozialistische Revolution nicht einfach eine Angelegenheit 
der Übertragung politischer Macht oder der Umvertei-
lung ist, sondern daß es um einen grundlegenden Wechsel 
des gesellschaftlichen Stoffwechsels geht, den das Kapital 
geschaffen hat; sie bedeutet, die Struktur der materiellen 
Produktion selbst zu transformieren und die hierarchische 
Arbeitsteilung abzuschaffen. Er hat eindeutig recht, wenn 
er sagt, daß die nachkapitalistischen Gesellschaftsformati-
onen dieses positive Überschreiten nicht vollzogen haben; 
und das Auftreten der „Bürokratie“ läßt sich in erster 
Linie daraus erklären. Seine begriffliche Konstruktion 
des Problems als das Überleben des „Kapitals“ jenseits des 
„Kapitalismus“ ist äußerst interessant; aber obwohl wir 
beide in der UdSSR „das Moment des Kapitals“ sehen, 
identifiziert Mészáros das, was ich als Materialisierung des 
Kapitals bezeichne, mit dem Kapital selbst. In dem Sinne, 
daß etwas von der voraufgegangenen Periode überlebt, 
überschneiden sich unsere Ansichten; ich unterscheide 
mich von seiner Darstellung darin, was überlebt. Das wirft 
interessante Fragen zu den betroffenen Begriffen auf. Més-
záros identifiziert den gesellschaftlichen Stoffwechsel des 
Kapitals mit dem System materieller Austauschprozesse; er 
fixiert den Blick auf das Fabriksystem. Das klingt ausge-
sprochen materialistisch, aber meiner Meinung nach kann 
man dieser Ebene des gesellschaftlichen Stoffwechsels 
keine eigene organische Kohärenz und Dynamik zuschrei-
ben. Sie ist nur als Träger eines idealen Stoffwechsels zu 
verstehen, dem sie untergeordnet ist, des Austauschpro-
zesses der Werte, die das Leben des Kapitals konstituieren. 
Die Generallinie meiner Kritik an Mészaros ist daher, daß 
er der Wertform des Kapitals und der Bedeutung der Ex-
pansion, die dem Profitstreben immanent ist, nicht genug 
Aufmerksamkeit schenkt. Geht es bei dem Unterschied 
zwischen meiner Behauptung, daß die Materialisierung 
des Kapitals überlebt, und der Ansicht von Mészáros, daß 
das Kapital überlebt, lediglich um Semantik? Nein, denn 
von meiner Position läßt sich der Zusammenbruch besser 
erklären.

Schluss

Ich sage, daß in der Sowjetunion der Stoffwechsel des 
Kapitals zerstört wurde, ohne daß eine Alternative etab-
liert worden wäre; aus Mangel an organischer Kohärenz 
konnte das System nicht überleben, als die außergewöhnli-
chen Bedingungen der revolutionären Mobilisierung, des 

Terrors und des Krieges entfallen waren. Die UdSSR muß 
als die Negation des Sozialismus innerhalb des Sozialismus 
verstanden werden, was der Tendenz nach den Kapitalis-
mus wiederbegründete, wie es dann auch wirklich gesche-
hen ist. Der Grund ist, daß der Nutzen gesellschaftlichen 
Eigentums nur unter der Bedingung der Selbstverwaltung 
realisiert werden kann; wo aber das materialisierte Kapital 
ohne die kapitalistische Form fortbestand, die es geleitet 
hätte, gab es nichts, was Effizienz bewirkt hätte; Volunta-
rismus, Zwang, Anreize scheiterten durchwegs. Daher die 
Dauerkrise der Unternutzung der Ressourcen, die massive 
Verschwendung, fehlerhafte Produkte und schließlich der 
Zusammenbruch. Sicherlich kann man, wenn das Fabrik-
system, in dem sich das Kapital materialisiert hat, bestehen 
bleibt, nicht von Sozialismus reden; aber umgekehrt, wenn 
das Wertgesetz, das durch die kapitalistische Konkurrenz 
durchgesetzt wird, nicht mehr in Kraft ist, haben wir eine 
Uhr ohne Unruhfeder.

�� Übersetzung: Reinhart Kössler

Ver weise

1 Marcel von der Linden (Hg.): „Was war die Sowjetunion?“, 
Wien: Promedia 2007. Außer der Einleitung von Marcel van 
der Linden enthält das Buch Texte von Trotzki, Tony Cliff, 
Antonio Carlo, Hillel Ticktin, E. Mandel u. Chris Arthur.
2 Die Abkürzung MBC verweist auf: Mészáros, Istvan: Be
yond Capital. Toward a Theory of Transition, London 1994
3 GR steht hier für Karl Marx, Grundrisse der Kritik der 
politischen Ökonomie, Frankfurt (Europäische Verlagsanstalt, 
Ffm; Europa Verlag, Wien). Anm. d. Redaktion
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Sharon Smith, Autorin des Buches „Frauen 
und Sozialismus: Klasse, Rasse und Kapital“ 
(Women and Socialism: Class, Race and Capital) 
beleuchtet die Ursprünge der Intersektionalität 
und zeigt auf, inwiefern marxistische Theorie 
aus dem Ansatz der Intersektionalität Nutzen 
ziehen kann.

�� Sharon Smith

Viele linke Aktivist*innen, die vom Begriff der „Intersek-
tionalität“ gehört haben, bekunden bis heute Mühe damit, 
ihn genau zu definieren. Vor allem deswegen, weil er oft 
unterschiedlich ausgelegt wird und somit zu gegensätzli-
chen Positionen führt. Auch wenn der Intersektionalität 
für viele etwas Abstraktes und schwer Verständliches 
anhaftet, wäre es ein Fehler, das Konzept einfach von der 
Hand zu weisen. Tatsächlich gibt es zwei unterschiedliche 
Interpretationslinien von Intersektionalität: Die eine geht 
auf den sogenannten Black Feminism zurück, die andere 
ist Teil einer poststrukturalistischen Tradition. In diesem 
Artikel möchte ich die Unterschiede dieser beiden Rich-
tungen erklären und darlegen, dass der Black Feminism 
– im Gegensatz zum poststrukturalistischen Ansatz – dazu 
beitragen kann, eine gemeinsame Bewegung gegen alle 
Formen von Unterdrückung aufzubauen. Gerade dies ist 
für ein sozialistisches Projekt zentral.

Ein Konzept, keine Theorie

Ich möchte damit beginnen, einige Dinge zu klären. Ers-
tens ist Intersektionalität ein Konzept und keine Theorie. 
Sie beschreibt, wie verschiedene Formen von Unter-
drückung – Rassismus, Sexismus, Unterdrückung von 
LGBTQ und alle anderen Formen – miteinander inter-
agieren und zu einer einzigen Erfahrung werden. In einer 
intersektionalen Perspektive sind schwarze Frauen nicht 

einfach „doppelt unterdrückt“, erfahren also nicht einer-
seits Rassismus (wie auch schwarze Männer) sowie Sexis-
mus (wovon auch weiße Frauen betroffen sind). Vielmehr 
beeinflusst Rassismus die Art und Weise, wie schwarze 
Frauen als solche Unterdrückung erfahren. Intersektio-
nalität geht also von einer Gleichzeitigkeit verschiedener 
Ausbeutungsformen aus, die vom Black Feminism als 
Überschneidung von Ethnie, Klasse und Geschlecht (race, 
class, gender) beschrieben werden. Weil Intersektionali-
tät lediglich ein Konzept ist, beschreibt es zu allererst die 
Erfahrung multipler Unterdrückungsformen, ohne dabei – 
wie dies eine Theorie machen würde – auch ihre Ursachen 
und Hintergründe zu erklären. So wird auch verständlich, 
dass Intersektionalität sowohl mit marxistischen also auch 
mit poststrukturalistischen Ansätzen kombiniert werden 
kann.

Marxistische Ansätze analysieren alle Formen von 
Unterdrückung als Teil der Klassengesellschaft, während 
poststrukturalistische Ansätze diese Idee in der Regel als 
vereinfachend zurückweisen. Dies hat dazu geführt, dass 
einige Marxist*innen das Konzept der Intersektionalität 
ablehnen, ohne dabei zwischen den verschiedenen Rich-
tungen zu unterscheiden.

Die Tradition des Black Feminism

Es ist wichtig zu verstehen, dass das Konzept der Intersek-
tionalität zuerst vom Black Feminism entwickelt wurde. 
Die Geschichte des in den USA entstandenen Black Femi-
nism ist äußerst komplex. Sie basiert auf der Feststellung, 
dass die dortige Sklaverei insbesondere des 19. Jahrhun-
derts sowie die damit verbundenen Phänomene (Ras-
sentrennung, moderner Rassismus) schwarze Frauen als 
Sklavinnen auf eine Art leiden ließ, die von weißen Frauen 
nicht erfahren werden konnte.

1851 hielt die ehemalige Sklavin Sojourner Truth auf 
einer Versammlung in Akron (Ohio) ihre berühmte Rede 
„Bin ich keine Frau?“ (Ain’t I a Woman?). Darin brachte 
sie zum Ausdruck, dass die Unterdrückung, die sie als 

Intersektionalität 
Aus Marxistischer 
Perspektive

Feminismus



Feminismus

inprekorr 1/2018    37

schwarze Sklavin erlebt hatte, nichts mit den Erfahrungen 
weißer Frauen der Mittelschicht gemeinsam hat. Truth be-
schrieb ihre eigene Unterdrückung, die physische Brutali-
tät, die Degradierung, die stundenlange Zwangsarbeit. Das 
Gebären von Kindern, nur um zu sehen, wie diese eben-
falls versklavt wurden. Erst 1989, weit über hundert Jahre 
danach prägte die schwarze Feministin Kimberlé Williams 
Crenshaw den Begriff der Intersektionalität. Doch dass 
Unterdrückungsverhältnisse verschränkt sind und also 
nicht alle Frauen „im gleichen Boot“ sitzen, brachte schon 
Sojourner Truth im 19. Jahrhundert zum Ausdruck.

Da die Mehrheit der schwarzen Bevölkerung der 
Arbeiter*innenklasse zuzuordnen ist und bis heute über-
durchschnittlich häufig an Armut leidet, gehört es auch 
zum theoretischen Erbe des Black Feminism, stark auf die 
Klassenunterschiede zwischen Frauen hinzuweisen.

Linker Black Feminism

Black Feminism ist seit seiner Entstehung mit einer lin-
ken Gesellschaftsanalyse verbunden. Dies wurde unter 
anderem in der Beteiligung einiger Feministinnen in der 
Kommunistischen Partei (KP) der USA deutlich. Wichtige 
Mitglieder der KP, wie Claudia Jones und Angela Davis, 
entwickelten das Konzept der Unterdrückung schwarzer 
Frauen als Ergebnis einer Wechselwirkung von Klasse, 
Ethnie und Geschlecht.

1949 schrieb Claudia Jones einen bahnbrechenden 
Essay mit dem Namen „Ein Ende der Missachtung der 
Probleme der schwarzen Frau!“ (An End to the Neglect of 
the Problems of the Negro Woman!), in dem sie festhielt: 
„Schwarze Frauen – als Arbeiterinnen, als Schwarze und 
als Frauen – sind die am stärksten unterdrückte Schicht 
der ganzen Bevölkerung.“ In ihrem Aufsatz thematisierte 
Jones auch sexuelle Gewalt gegenüber schwarzen Frauen 
als Problem, welches sehr wohl mit der Rassenfrage ver-
bunden ist:

„Nichts illustriert die Unterdrückung schwarzer Frau-
en besser als der Fall von Rosa Lee Ingram. Als Witwe und 
Mutter von 14 Kindern wurde sie im Bundesstaat Giorgia 
zu einer lebenslangen Gefängnishaft verurteilt, weil sie 
sich gegen unangebrachte Annäherungsversuche eines 
weißen Suprematisten verteidigt hatte. Ihr Fall ist bezeich-
nend für ein System, in dem weiße Rassisten ihr Gesicht 
mit den Tüchern ihrer Frauen bedecken und Schwarze 
lynchen. Natürlich immer in der tugendhaften Absicht, 
die weißen Frauen zu beschützen.“

Dass sexuelle Gewalt insbesondere in den USA nicht 
nur eine Geschlechterfrage, sondern auch eine Frage der 

ethnischen Zugehörigkeit ist, wurde auch von Angela Da-
vis aufgegriffen. 1981 veröffentlichte sie ihr Buch „Frauen, 
Rasse und Klasse“ (Women, Race and Class), in dem sie 
Vergewaltigungen als „giftig rassische Komponente“ be-
zeichnete, „die in den USA seit der Sklaverei als Schlüssel-
waffe für den Erhalt der weißen Suprematie diente.“ Davis 
beschrieb Vergewaltigungen als „eine Herrschaftswaffe, 
deren verstecktes Ziel es war, den „Widerstandswillen ver-
sklavter Frauen zu zerstören und gleichsam ihre Männer zu 
demoralisieren“. Die institutionalisierte Vergewaltigung 
schwarzer Frauen überlebte die Abschaffung der Sklave-
rei und nahm ihre moderne Form an: „Gruppenverge-
waltigungen, die vom Ku Klux Klan und von anderen 
Terrororganisationen in der Zeit nach dem Bürgerkrieg 
begangen wurden, entwickelten sich zu einer offensicht-
lich politischen Waffe im Kampf gegen die Bewegung für 
Gleichheit aller Ethnien.“ Die Karikatur des schwarzen, 
männlichen Sexualtäters, der ständig danach trachtet, 
weiße Frauen zu überfallen, fand ihre Entsprechung im 
Mythos der „chronisch promiskuitiven schwarzen Frau, 
deren Schreie bei Vergewaltigungen nicht ernst gemeint 
sein konnten.“

Die Art und Weise, wie sexuelle Gewalt in den USA 
aussieht, ist nur ein Beispiel dafür, wie Frauenunterdrü-
ckung je nach Klasse und Ethnie variiert. Der Mainstream 
der feministischen Bewegung der 60er und 70er Jahre 
forderte das Recht auf Schwangerschaftsabbruch ein. Dies 
war (und ist) natürlich eine zentrale Frage, denn ohne 
dieses Recht ist eine Gleichstellung zwischen Männern 
und Frauen undenkbar. Zu dieser Zeit jedoch war die 
Fokussierung des Mainstream-Feminismus auf diese 
Frage so stark, dass die zahlreichen anderen Probleme im 
Zusammenhang mit den reproduktiven Rechten vor allem 
der nichtweißen Frauen vergessen gingen. So wurde von 
der (weißen) feministischen Bewegung kaum thematisiert, 
dass schwarze und farbige Frauen in den USA zu Hunder-
tausenden Opfer rassistisch motivierter Sterilisierungen 
wurden.

Das Combahee River Kollektiv

Während der 1960er und 1970er Jahre war das Combahee 
River Kollektiv, eine Gruppe schwarzer lesbischer Fe-
ministinnen aus Boston, ein wichtiger Akteur des Black 
Feminism. 1977 legten sie in einer Erklärung dar, dass sie 
sich in einer marxistischen Perspektive bewegten:

„Wir sind Sozialistinnen, weil wir glauben, dass Arbeit 
für den kollektiven Nutzen derer organisiert werden muss, 
die die Arbeit verrichten und Produkte herstellen. (…) 
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Materielle Ressourcen müssen gleichmäßig unter denje-
nigen verteilt werden, die sie schaffen. Wir sind jedoch 
nicht überzeugt, dass eine sozialistische Revolution, die 
nicht gleichzeitig auch feministisch und antirassistisch 
ist, unsere Befreiung garantieren kann. (…) Obwohl wir 
grundsätzlich mit Marx’ Theorie und den spezifisch öko-
nomischen Beziehungen, die er analysiert, einverstanden 
sind, wissen wir, dass seine Analyse weiterentwickelt 
werden muss, damit wir unsere spezielle ökonomische 
Situation als schwarze Frauen verstehen können.“

Diese Betrachtungsweise werden heute die meisten 
Linken für selbstverständlich halten. Das Combahee 
River Kollektiv stand nicht für Separatismus, wie einige 
Marxist*innen fälschlicherweise annahmen. Barbara 
Smith, eine der Gründerinnen, sprach sich in einem 
Interview für eine Strategie des „Brückenbauens“ anstatt 
des „ethnischen Separatismus“ aus. Sie argumentierte, 
dass „jede Art von Separatismus eine Sackgasse ist. (…) 
Auf keinen Fall wird eine unterdrückte Gruppe ein Sys-
tem alleine stürzen. Bündnisse in bestimmten Fragen zu 
schließen, ist zentral.“

Die Tradition des Black Feminism war immer eng mit 
dem kollektiven Kampf gegen Unterdrückung verbunden 
– gegen Sklaverei, Segregation, Rassismus, Polizeigewalt, 
Armut, Sterilisation, Missbrauch, die (systematische) 
Vergewaltigung schwarzer Frauen und das systematische 
Lynchen schwarzer Männer.

Vielleicht ist die wichtigste Lektion, die wir vom 
Combahee River Kollektiv lernen können, jene, dass wir 
die nächste Massenbewegung für die Frauenbefreiung, 
die hoffentlich bald kommen wird, nicht auf den Bedürf-
nissen der am wenigsten Unterdrückten, sondern viel-
mehr auf den Bedürfnissen der am meisten Unterdrück-
ten aufbauen müssen – das ist sozusagen der Kerngehalt 
von Solidarität.

Unterdrückung vs. Ausbeutung

Intersektionalität ist in erster Linie ein Konzept, um 
Unterdrückung zu verstehen und fokussiert weniger auf 
den Begriff der Ausbeutung1. Viele Anhänger*innen des 
Black Feminism anerkennen die systemischen Wurzeln 
von Rassismus und Sexismus, gewichten aber die Zusam-
menhänge von Ausbeutung und Unterdrückung weniger 
als Marxist*innen. Marxistische Theorie und Praxis 
sind notwendig, weil sie einen Rahmen bieten, um die 
Beziehung zwischen Unterdrückung und Ausbeutung zu 
verstehen und sie die Akteur*innen identifiziert, die die 
materiellen und sozialen Bedingungen schaffen kön-

nen, um sowohl Unterdrückung als auch Ausbeutung zu 
beenden: die Klasse der Lohnabhängigen2. Die lohnab-
hängige Bevölkerung hat nicht nur die Kraft, das System 
stillzulegen, sondern auch, es durch eine sozialistische 
Gesellschaft zu ersetzen, die auf kollektivem Besitz der 
Produktionsmittel basiert. Obwohl auch andere gesell-
schaftliche Gruppen unterdrückt werden und sich gegen 
diese Zustände zur Wehr setzen, besitzt nur die Klasse der 
Lohnabhängigen insgesamt die kollektive Kraft, einen 
Systemwechsel herbeizuführen. So gesehen braucht das 
Konzept der Intersektionalität die marxistische Theorie, 
um die vereinte Bewegung, die fähig ist, alle Formen von 
Unterdrückung zu beenden, zu realisieren. Gleichzeitig 
kann der Marxismus nur profitieren, wenn er den linken 
Black Feminism in seine eigene Theorie und Praxis inte-
griert.

Die postmoderne Ablehnung von „Totalität“

Nun möchte ich mich mit dem Postmodernismus befas-
sen und dessen Interpretation von Intersektionalität dem 
älteren Konzept des Black Feminism gegenüberstellen. 
Grundsätzlich steht außer Frage, dass der Postmoder-
nismus den Kampf gegen Formen der Unterdrückung 
erweitert hat; unter anderem um die Unterdrückung von 
Transgender, Menschen mit Behinderung oder Altersdis-
kriminierung. Der britische Literaturtheoretiker Terry 
Eagleton beschrieb als zentralen Fortschritt des Postmo-
dernismus „eine starke Gewichtung der Thematisierung 
von Sexualität, Gender und Ethnizität innerhalb der 
politischen Agenda, die nicht mehr wegzudenken ist“.

Gleichzeitig etablierte sich mit dem Postmodernis-
mus aber auch eine grundsätzliche Ablehnung politischer 
Verallgemeinerungen: Begriffe wie „Wahrheit“, „To-
talität“ und „Universalität“, mit denen Marxist*innen 
die Gesellschaft und die materielle Realität beschreiben, 
werden im Namen eines „Antiessentialismus“ zurück-
gewiesen. (Es gehört zu den inhärenten Widersprüchen 
des Postmodernismus, dass die pauschale Zurückweisung 
jeglicher Verallgemeinerungen selbst eine Verallgemei-
nerung darstellt.) Postmodernistische Ansätze fokussie-
ren stattdessen auf die begrenzte, individuelle Form der 
menschlichen Wahrnehmung und verneinen gleichzeitig 
Strategien des kollektiven Kampfs gegen Institutionen der 
Unterdrückung und Ausbeutung.

Es ist kein Zufall, dass sich der Postmodernismus 
innerhalb der akademischen Kreise nach dem Niedergang 
der klassenkämpferischen und sozialen Bewegungen der 
1960er und 1970er Jahren verbreitete. Dies geschah im 
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Kontext des neoliberalen Aufstiegs und der Angriffe der 
herrschenden Klasse. Einige Vertreter*innen kamen aus 
den radikalen Bewegungen der 1960er, verloren jedoch 
den Glauben an die Möglichkeit einer Revolution. Mit 
dabei war eine weitere Gruppe von Radikalen, wel-

che vom allgemeinen Pessimismus dieser Zeit getragen 
wurde. In diesem Kontext wurden marxistische Ansät-
ze weitgehend als reduktionistisch oder essentialistisch 
verunglimpft.

Zu Beginn der 1980er Jahre schuf der Postmarxismus 
innerhalb des breiten Feldes des Postmodernismus einen 
neuen theoretischen Rahmen. 1985 publizierten die 
Postmarxist*innen Ernesto Laclau und Chantal Mouffe 
das Werk „Hegemonie und radikale Demokratie. Zur 
Dekonstruktion des Marxismus.“ (Hegemony and Soci-
alist Strategy: Towards a Radical Democratic Politics). 
Laclau und Mouffe erklären ihre Theorie als eine Negati-
on der sozialistischen „Totalität“3: Demnach gibt es keine 
notwendige Verbindung zwischen Antisexismus und 
Antikapitalismus, eine Verbindung kann sich lediglich 
aus einer hegemonialen Deutung herausentwickeln. Dies 
bedeutet in der Konsequenz auch, dass der Kampf gegen 
verschiedene Unterdrückungsformen getrennt geführt 
werden muss. Als in sich abgeschlossene Kämpfe finden 
Auseinandersetzungen – weil nicht von einer gesell-
schaftlichen Totalität ausgegangen wird – lediglich im 
Bereich der Politik und Kultur statt und unterlassen eine 
Hinwendung zur sozioökonomischen Basis der Gesell-
schaft. Laclau und Mouffe gehen auch davon aus, dass in 

ebendiesen isolierten Auseinandersetzungen Individuen 
eine entscheidende Rolle spielen. Explizit halten sie fest: 
„Viele dieser Formen des Widerstands zeigen sich nicht 
im kollektiven Kampf, sondern im verstärkten Individu-
alismus.“

Poststrukturalistische Theorien übernahmen Begriffe 
wie „Identitätspolitik“ oder „Differenz“, welche aus dem 
„Black Feminism“ der 1970er stammten. Als das Comba-
hee River Collective auf die Notwendigkeit von Iden-
titätspolitik Bezug nahm, beschrieben sie die Gruppen
identität von schwarzen Frauen. Als sie die Wichtigkeit 
hervorhoben, Unterschiede zwischen Frauen anzuerken-
nen, bezogen sie sich auf den dominierenden Feminismus 
der weißen Mittelklasse, welcher schwarze Frauen als 
Kollektiv ignorierte. Jedoch gibt es eine Unterscheidung 
zwischen sozialer Identität – sich als Teil einer sozialen 
Gruppe identifizieren – und der individuellen Identität. 
Das poststrukturalistische Konzept von „Identität“ ba-
siert auf dem von Individuen, während sich „Differenz“ 
gleichermaßen auf irgendein Charakteristikum beziehen 
kann, welches ein Individuum von anderen unterscheidet. 
Demgegenüber betonte Kimberlé Williams Crenshaw 
in den 1990er Jahren: „Wir sollten zuerst anerkennen, 
dass die Identitätsgruppen, zu denen wir uns zugehörig 
fühlen, tatsächlich Bündnisse darstellen oder mindestens 
potentielle Bündnisse, die darauf warten, gebildet zu 
werden.“

Individuelle vs. Soziale Identität

Obwohl Black Feminism und einige postmoderne 
Strömungen bestimmte Begriffe und Annahmen teilen, 
sind die Differenzen zwischen beiden Konzepten weitaus 
größer. Dies umso mehr, wenn es darum geht, Unterdrü-
ckung zu bekämpfen.

Die jüngste Entwicklung poststrukturalistischer 
Ansätze hin zu Identitätspolitik und Intersektionalität hat 
die heutige Generation von Aktivist*innen stark geprägt. 
Stark verankert ist etwa die Idee, dass es vor allem darum 
gehe, sein individuelles Verhalten zu ändern, um Unter-
drückung zu bekämpfen. Es wird viel Wert daraufgelegt, 
zwischenmenschliche Handlungen, die als unterdrücke-
risch empfunden werden, offen zu artikulieren und dies 
als wichtige politische Handlung zu verstehen.

Der marxistische Soziologe Kevin Anderson stellte 
kürzlich fest: Im späten 20. Jahrhundert hat sich in vielen 
radikalen Denkrichtungen ein theoretischer Diskurs über 
Intersektionalität durchgesetzt. In diesem Diskurs, der sich 
um soziale Fragen, Migration, Geschlecht, Klasse, Sexu-
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alität und andere Bereiche der Unterdrückung dreht, gilt 
es immer als wichtig, alle Vereinfachungen hin zu einem 
Klassendenken, welches andere Kategorien unterordnet, 
zu vermeiden. Vor allem wird betont, dass einzelne Bewe-
gungen zwar gemeinsame Schnittpunkte haben, sich aber 
nicht einfach zu einer einzigen Bewegung vereinen kön-
nen, um gegen Machtstrukturen und den Kapitalismus – 
der aus marxistischer Sicht all diesen Bereichen zugrunde 
liegt – zu kämpfen. Wer dieses Prinzip in Frage stellt, wird 
schnell des „Reduktionismus“ bezichtigt.

Ich teile Andersons Ansicht in diesem Punkt, denke 
aber, dass er damit nicht Intersektionalität an sich, sondern 
lediglich den postmodernen Zugang zu diesem Konzept 
kritisiert. Es wäre falsch, wenn Marxist*innen die Tradi-
tion des Black Feminism aus den Augen verlieren würden. 
Denn zu letzterem gehört nicht nur die Intersektionalität, 
sondern auch das Potential, gegen die Unterdrückung far-
biger Frauen und von Frauen aus der Arbeiter*innenklasse 
anzukämpfen und somit marxistische Theorie und Praxis 
voranzubringen.

Marxist*innen haben die Beiträge von Aktivist*innen 
links-nationaler Unabhängigkeitsbewegungen – unter 
ihnen Malcolm X und Franz Fanon – ebenso zu schätzen 
gewusst wie die sozialistische Orientierung der Black 
Panther Party. Sie haben darüber hinaus versucht, einige 
Aspekte dieser Beiträge in ihre eigene politische Tradition 
zu integrieren. Die oben genannten Beispiele verdeutli-
chen, warum wir ebendies auch in Bezug auf den Black 
Feminism versuchen sollten. Die Rolle der Rassentren-
nung in den USA hat tatsächlich verhindert, dass eine 
vereinigte Frauenbewegung entstehen konnte, welche die 
Folgen der Rassentrennung hätte verstehen können. Kei-
ne Bewegung kann für ALLE Frauen sprechen, solange 
es nicht gelingt, farbigen Frauen innerhalb der Bewegung 
der Armen und der Lohnabhängigen eine zentrale Stel-
lung einzuräumen. Rasse und Klasse müssen zentral sein, 
wenn es um die Befreiung der Frauen geht – nicht nur in 
der Theorie, sondern auch in der Praxis!

�� Der hier abgedruckte Artikel stammt aus  
https://sozialismus.ch/allgemein/2017/feminismus- 
intersektionalitaet-aus-marxistischer-perspektive/. Das Ori-
ginal dieses Beitrags findet sich auf Englisch auf der Website 
von socialistworker.org.  
�� Übersetzung: BFS Basel.

Ver weise

1 Während Unterdrückung einen Zustand beschreibt, bei 
dem Individuen oder Gruppen in ihrer Entwicklung gehin-

dert oder ihrer Rechte beraubt werden, beschreibt Aus-
beutung, wie sich in einem gesellschaftlichen Kontext eine 
Gruppe auf Kosten einer anderen Gruppe bereichert. (Anm. 
Red. sozialismus.ch)
2 Mit Arbeiter*innenklasse sind keinesfalls nur „klassische 
Industriearbeiter“, sondern die Gesamtheit aller Lohnabhän-
gigen, welche ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, gemeint. 
(Anm. Red. sozialismus.ch)
3 Mit Totalität ist gemeint, dass alle Bereiche des Lebens – 
Ökonomie, Politik, Kultur usw. – zusammenhängen. (Anm. 
Red. sozialismus.ch)

Friedrich Voßkühler: Ich - Du - Wir. Liebe als 
zwischenmenschliche Wahrhaftigkeit? 
Eine philosophische Erkundung in elf Durchgängen. 
Königshausen & Neumann. Würzburg 2017.  
ISBN 978 - 3 - 8260 - 6279 - 7. Preis: 49,80 €,  
490 Seiten
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Über riskante Schulden die eigenen 
ausgegebenen Aktien zurückkaufen, um 
deren Kurswert zu erhöhen, oder die 
Schuldverschreibungen riskanter Firmen mit 
geliehenem Geld aufkaufen, um daraus Gewinn 
zu erzielen – geht es noch perverser?

�� Eric Toussaint

Knapp zehn Jahre nach dem Zusammenbruch von Leh-
man Brothers im September 2008 sind die Zutaten für die 
nächste größere Krise bereits beisammen.

Dabei hatten die Regierungen der größten Volkswirt-
schaften unseres Planeten doch versprochen, eine gewisse 
Finanzdisziplin wiederherzustellen, welche das allgemeine 
Interesse beachten und neue Krisen mit schmerzhaften 
Auswirkungen für die Bevölkerung vermeiden sollte. Um 
das kapitalistische System zu verteidigen, welches einen 
Großteil der öffentlichen Meinung immer weniger zu 
überzeugen vermag, hatten sie eine Reihe von Maßnah-
men in Aussicht gestellt, welche das System reformieren 
und ihm ein „menschliches Antlitz“ verleihen würden. 
Tatsächlich aber hat sich an den Praktiken nicht das 
Geringste geändert. In Wirklichkeit hat die Politik der 
Regierungen und der Notenbanken die Interessen des 
Großkapitals geschont und gefördert, v.a. diejenigen der 
großen Finanzunternehmen. Keine einzige Maßnahme 
hat die Kapitalisten in die Pflicht genommen, ihre Risiko-
bereitschaft zu verringern, die Spekulation zu reduzieren 
oder verstärkt in die Realwirtschaft zu investieren.

Die Krisen sind Teil des kapitalistischen Systems, aber 
sie unterscheiden sich voneinander. In diesem Artikel ge-
hen wir nicht auf die allgemeinen Gründe von kapitalisti-

schen Krisen ein. Es geht darum, die Faktoren zu beschrei-
ben, die mit Sicherheit zu einer neuen großen Krise führen 
werden.

Bricht sie dann aus, werden die Regierungen, die 
Notenbankverantwortlichen und die dominierende Presse 
einmal mehr ihrem großen (gespielten) Erstaunen Aus-
druck verleihen.

Für die Gegner des Systems ist es wesentlich, die 
Verantwortlichen zu benennen und zu erklären, wie der 
Kapitalismus funktioniert, um einer anderen Logik zum 
Durchbruch zu verhelfen und auf diese Weise mit diesem 
System radikal zu brechen.

Seit 2010 haben die großen Privatunternehmen sich 
massiv verschuldet, indem sie sich die Niedrigzinspolitik 
der Notenbanken der großen industrialisierten Länder 
(Federal Reserve, EZB, Bank of England, Zentralbanken 
Japans und der Schweiz) zunutze machten. So ist etwa in 
den USA die Schuldenlast der großen Privatunternehmen, 
die nicht im Finanzbereich tätig sind, zwischen 2010 und 
2017 um 7800 Milliarden Dollar gestiegen.

Was haben sie mit dem geliehenen Geld gemacht? Ha-
ben sie es in Forschung und Entwicklung, in Produktivin-
vestitionen, in den ökologischen Übergang, in die Schaf-
fung von anständigen Arbeitsplätzen oder in den Kampf 
gegen den Klimawandel investiert? Keineswegs!

Die aufgenommenen Gelder wurden in erster Linie für 
folgende Aktivitäten verwendet:

I. Die Unternehmen leihen sich Geld, um damit ihre 
eigenen Aktien an der Börse zu kaufen. Das bringt den 
Kapitalisten zwei Vorteile: 1) der Aktienkurs wird in die 
Höhe getrieben; 2) man kann auf diese Art und Weise die 
eigenen Aktionäre „entlohnen“, ohne dass diese Gewinn-
steuern bezahlen müssen. Zudem wird in vielen Ländern 
der Kursgewinn von Aktien gar nicht oder nur geringfü-

Unternehmens-
schulden im 
Zentrum einer 
nächsten Finanzkrise

Finanzkr ise
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gig besteuert (im Vergleich zu Einkommens- und Mehr-
wertsteuer). Schon 2014 betrug der für den Aufkauf von 
Aktien aufgewendete Betrag in den USA monatlich 40 bis 
50 Milliarden Dollar (1). Das Phänomen hat sich seitdem 
verstärkt. Erinnern wir uns: Auch vor der vergangenen 
Krise konnten wir eine deutliche Steigerung von Aktien-
aufkäufen ab 2003 beobachten, welche im September 2007 
mitten in der „subprime“-Krise ihren Höhepunkt erreich-
ten. Die nordamerikanischen Unternehmen haben zwi-
schen 2010 und 2016 für einen Betrag von annähernd 3000 
Milliarden Dollar eigene Aktien an der Börse gekauft. 
Entsprechend titelte das große belgische Wirtschaftsblatt 
„Les Echos“: „Rekordverdächtige Aktienaufkäufe sind der 
Motor von Wall Street“. Ein Großteil der guten Stimmung 
an den Börsen – nicht nur in den Vereinigten Staaten – 
hängt mit diesen massiven Aktienaufkäufen zusammen 
und ist damit absolut künstlich herbeigeführt.

In der Märchenwelt des kapitalistischen Systems, so 
wie sie in den Handbüchern der Volkswirtschaftslehre 
beschrieben wird, geben die Unternehmen Aktien an der 
Börse aus, um damit Kapital einzusammeln, das sie dann 
in die Produktion investieren. In der realen Welt nehmen 
die kapitalistischen Unternehmen Kapital auf den Finanz-
märkten oder bei den Zentralbanken auf, um damit ihre 
eigenen Aktien an der Börse zu kaufen, womit sie das 
Vermögen ihrer Anteilseigner mehren und den Eindruck 
erwecken, dass es ihnen sehr gut gehe.

In der realen Welt nehmen die Unternehmen also 
Kapital auf den Finanzmärkten auf, um damit ihre eigenen 
Aktien aufzukaufen und ihre Aktionäre zu bereichern.

Die Unternehmensmanager, die z.T. in „stock-op-
tions“, also mit Aktien, die sie anschließend weiterverkau-
fen können, entlohnt werden, haben natürlich das größte 
Interesse daran, dass ihre Unternehmen eigene Aktien 
kaufen. Schließlich ist man sich selbst der Nächste.

Auch bei der Ausschüttung von Dividenden haben die 
Unternehmensverantwortlichen mit beiden Händen zuge-
griffen. So wurden zwischen 2010 und 2016 den amerika-
nischen Anteilseignern insgesamt 2000 Milliarden Dollar 
an Dividende ausbezahlt. Zählt man die Aktienaufkäufe 
und die Dividendenausschüttungen zusammen, so haben 
die Aktionäre US-amerikanischer Unternehmen zwischen 
2010 und 2016 insgesamt 5000 Milliarden Dollar erhalten.

Auf der Passivseite der Bilanzen der Unternehmen 
nimmt der Teil, der sich auf die Unternehmensverschul-
dung bezieht, zu, während der Aktienanteil der Unter-
nehmen abnimmt. Sollten die Zinsen für die Schuldenlast 
steigen, besteht die Gefahr, dass die Bedienung der Zinsen 
schwierig wird und Unternehmen in Schieflage geraten. 
Geben die Aktien stark nach – deren Notierung künstlich 
durch Aufkäufe und Börsenblase in die Höhe getrieben 
wurde – droht ebenfalls die Pleite.

Zudem hat der massive Aufkauf eigener Aktien durch 
Firmen wie Hewlett Packard (HP), IBM, Motorola, Xe-

Entwicklung der Aktien-

aufkäufe (dunkle Balken) und 

Dividendenzahlungen (helle 

Balken) von 1999 bis 2017 in 

Milliarden Dollar. Die schwarze 

Kurve gibt die Entwicklung des 

S&P 500 an, ein Aktienindex 

auf der Grundlage der 500 

größten börsennotierten Unter-

nehmen in den USA. Der Index 

unterliegt der Kontrolle durch 

Standard&Poor’s, einer der drei 

großen Ratingagenturen.

wie sich wertpapier-käufe und Ausschüttungen gestalteten

Quelle: Standard&Poor’s
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rox, Symantec oder auch JC Penney keineswegs zu einer 
Verbesserung ihrer Lage geführt.

II. Die Unternehmen borgen sich Geld, um damit 
Schulden anderer zu kaufen. Sie erwerben Schuldscheine, 
die anderen Unternehmen oder Privaten gewährte Kredite 
verbriefen. Insbesondere öffentliche und von anderen 
Privatunternehmen ausgegebene Schuldverschreibungen 
finden dabei ihr Interesse. Apple allein etwa hielt 2017 
Schuldverschreibungen anderer Unternehmen in Höhe 
von 156 Milliarden Dollar, was insgesamt 60% seiner 
Aktiva ausmacht. Auch Ford, General Motors und General 
Electric kaufen die Schulden anderer Firmen. 80% bzw. 
75% des Aktivvermögens von Ebay und Oracle bestehen 
aus Schulden anderer Unternehmen.

Die dreißig größten Nicht-Finanzunternehmen der 
USA, die auf dem Verschuldungsmarkt aktiv sind, verfü-
gen zusammen über 423 Milliarden Dollar privater Unter-
nehmensschulden (Corporate debt and commercial paper 
securities), 369 Milliarden Dollar öffentlicher Schulden 
und 40 Milliarden Dollar sonstiger Schuldverschreibungen 
(Asset Backed Securities und Mortgage Backed Securities). 

Die Unternehmen versuchen die Erträge, welche die 
Schuldverschreibungen anderer Unternehmen abwerfen, 
zu maximieren, weshalb sie insbesondere Papiere von 
weniger soliden Unternehmen erwerben, da diese einen 
höheren Ertrag versprechen. Dadurch wächst der Markt 
für riskante Schuldverschreibungen.

Sollten die Schuldner-Unternehmen in Schwierigkei-
ten geraten, so würden sie die Gläubiger-Unternehmen 
mitziehen. Apple hat 2016 den amerikanischen Behörden 
mitgeteilt, dass eine Anhebung des Zinssatzes um 1% einen 
Verlust von 4,9 Milliarden Dollar zur Folge haben könnte. 
Hinzu kommt, dass Apple wie die anderen Unternehmen 
sich Geld leihen musste, um die Schuldenaufkäufe zu 
finanzieren. So hat Apple allein 2017 dafür Gelder in Höhe 
von 28 Milliarden aufgenommen. Seine gesamte finanziel-
le Schuldenlast beläuft sich damit auf 75 Milliarden Dollar. 
Per Dominoeffekt könnte in den Vereinigten Staaten eine 
ähnlich weitreichende Krise ausbrechen wie 2007/08.

Sollten die Zinsen steigen, so hätte dies einen Wertver-
lust der Unternehmensschuldverschreibungen zur Folge. Je 
größer der Anteil der Schulden (d.h. der festverzinslichen 
Schuldverschreibungen privater Unternehmen) auf der 
Aktivseite der Bilanz der Unternehmen, umso folgenrei-
cher die Auswirkungen ihres möglichen Wertverlusts für 
die finanzielle Gesundheit der Gläubiger-Unternehmen. 
Es besteht dann die Gefahr, dass die Gläubiger nicht über 

genügend Eigenmittel verfügen, um den Wertverlust ihrer 
Schuldverschreibungen auszugleichen.

Die hier beschriebene Situation bringt einen weiteren 
Schritt auf dem Weg zur „Finanziarisierung“ des Kapitals 
zum Ausdruck: Die großen Nicht-Finanzunternehmen 
bauen ihre Finanzinvestitionen weiter aus. Apple, Orac-
le, General Electric, Pfizer, Ford oder General Motors 
verstärken ihre Finanzabteilungen und gehen immer mehr 
Risiken ein, um ihre Gewinne zu erhöhen. Während sie 
früher 60% ihrer Liquidität zwischengeschalteten Markt-
beteiligten, wie den money market funds, zur Verfügung 
stellten, um auf diese Art und Weise die Erträge zu maxi-
mieren, so erhalten diese derzeit nicht mehr als 50%; den 
Rest setzen sie selbst zur Gewinnmaximierung ein.

Überdies wird ein Großteil der Geschäfte mit den 
Schuldverschreibungen anderer Unternehmen über Steu-
erparadiese abgewickelt, was Undurchsichtigkeit verstärkt 
und Risiken erhöht. Die Bermudas und Irland zählen zu 
den von den großen Unternehmen der USA – denen es v.a. 
um die Steueroptimierung geht – genutzten Steuerpara-
diesen.

Was in diesem Artikel beschrieben wird, betrifft die 
gesamte kapitalistische Welt, auch wenn sich die zitierten 
Fakten ausschließlich auf US-amerikanische Unterneh-
men beziehen.

Der Berg privater Unternehmensschulden wird im 
Mittelpunkt der nächsten Finanzkrise stehen. Aber egal 
ob Krise ja oder nein: Die hier beschriebenen Verhal-
tensweisen rechtfertigen in jedem Fall das Tätigwerden 
all derjenigen, die für ein Ende des Kapitalismus und des 
Schuldensystems kämpfen.

Eric Toussaint ist Vorsitzender 
des Komitees für die Streichung der Schulden der Dritten 
Welt (CADTM), Mitglied des Wissenschaftlichen Rates von 
ATTAC Frankreich und Aktivist der belgischen Sektion der 
Vierten Internationale sowie Mitglied des Internationalen 
Komitees der Vierten Internationale.

�� Übersetzung: Ralf S.
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… so lautet der Titel eines Chansons (Tout 
va très bien, madame la marquise), das 
1935, als die Auswirkungen der damaligen 
Weltwirtschaftskrise auf Frankreich 
ihren Höhepunkt erreichten, sehr große 
Erfolge verzeichnete. Seither ist der Titel 
auch zu einem geflügelten Wort für eine 
Vogel-Strauß-Politik geworden, wo man 
die Augen vor einer aussichtlosen Lage 
verschließt. Diese Blindheit herrscht auch 
heute wieder in den Wirtschaftsetagen 
und unter ihren politischen Sachwaltern 
vor, wenn es um die Wahrnehmung von 
Krisenvorboten geht.

�� Eric Toussaint

Sicherlich befindet sich der Kapitalismus in keiner aus-
sichtslosen Lage, auch wenn man dieses zerstörerische 
System gerne zu Grabe tragen würde. Hingegen häufen 
sich die Anzeichen für eine neue internationale Finanz-
krise.

Wie so oft am Vorabend einer Finanzkrise scheint 
alles in bester Ordnung. Dabei sind einige Indikatoren 
jedoch komplett irreführend. Das Wirtschaftswachstum 
bspw. zeigt vielversprechende Zahlen, basiert jedoch 
weitgehend auf einer spekulativen Überhitzung einzel-
ner Sektoren. Auch die Zahl der Unternehmenspleiten 
hält sich „im Rahmen“ und die Unternehmensbilanzen 
wirken solide. Dabei muss man nur daran zurückden-
ken, dass die Rating-Agenturen dem US-Energie-
konzern Enron noch kurz vor dessen Insolvenz eine 
vorzügliche Bonität (Triple-A) bescheinigt hatten und 
diese Pleite dann am Ausgang der geplatzten Dotcom-
Blase 2001/02 stand. Oder erinnern wir uns an die 
zuversichtlichen Erklärungen des damaligen US-No-

tenbankpräsidenten Alan Greenspan am Vorabend der 
Subprime-Krise. Er beteuerte damals, dass die Risiken 
im System so breit gestreut und durch die Kreditausfall-
versicherungen (Credit Default Swaps = CDS) so gut 
abgedeckt seien, dass von einer drohenden Krise keine 
Rede sein könne. Auch der IWF behauptete damals in 
seinem Jahresbericht 2007, dass alles ruhig verlaufe und 
die Wirtschaft ein solides Wachstum zeige.

Die gegenwärtige Lage lässt an die damaligen 
Krisenvorabende denken, wo alles unter Kontrolle zu 
sein schien und die Spitzenpolitiker zuversichtliche und 
besänftigende Worte parat hatten. In gewisser Weise 
ähnelt die heutige Situation dem, was 1987 passiert ist. 
Damals erlebten die Börsen einen starken Aufschwung 
und auch die privaten Unternehmensanleihen schossen 
in die Höhe. Diese Anleihen (corporate bonds) sind 
Schuldverschreibungen zur Deckung des Kapitalbedarfs 
der Unternehmen, die i. d. R. nicht durch zusätzliche 
Sicherheiten unterlegt sind und insofern von der Er-
tragskraft, also den künftigen Profiten, abhängig sind.

Wohl besteht ein großer Unterschied zwischen der 
heutigen Lage und der von vor 30 Jahren. Ein Teil die-
ser Unternehmensanleihen wird von einigen Zentral-
banken, wie der japanischen, der EZB oder der Bank 
von England, gehalten , was für eine gewisse Stabilität 
sorgt, da diese Zentralbanken wohl keine Panikverkäu-
fe tätigen werden. Die US-Notenbank FED hingegen 
hält sich bisher bedeckt. Wohl hat die noch amtieren-
de Präsidentin Yellen angekündigt, die FED könne 
möglicherweise angesichts des einbrechenden Marktes 
für Unternehmensanleihen selbst welche kaufen, aber 
eine konkrete Entscheidung steht bis heute aus. Dabei 
ist der US-Anleihenmarkt der größte und zugleich der 
riskanteste.

Hingegen hält die FED eine riesige Menge hochris-
kanter sog. strukturierter Finanzprodukte, die sie den 
Banken abgekauft hat, um ihnen aus der Krise von 2008 
zu helfen. Allein der Umfang der hypothekenbesicher-
ten Wertpapiere (mortgage-backed security = MBS) 
bei der FED lag im Oktober 2017 bei 1770 Milliarden 

Alles in Ordnung,  
Ihre Durchlaucht …
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Dollar. Und die FED weiß sehr wohl, dass sie bei einem 
baldigen Verkauf dieser toxischen Produkte einen dras-
tischen Wertverfall dieser Papiere provozieren und eine 
Kettenreaktion von Konkursen auslösen würde.

Explosion der Privatverschuldung

Der gewaltige Anstieg der Börsenkapitalisierung seit 
mehreren Jahren hat sich auch 2017 fortgesetzt. Dabei 
handelt es sich weitgehend um spekulative Käufe, die 
einerseits durch Aktienrückkäufe der Unternehmen, 
andererseits durch die lockere Geldpolitik (quantitative 
easing) der Zentralbanken unterhalten werden. Diese 
Börsenblase wird irgendwann einmal platzen.

Daneben steigen die Schulden der großen Privat-
unternehmen immer weiter und haben sich bspw. in 
den USA zwischen 2010 und 2017 um 7800 Milliarden 
Dollar (ohne die Banken) erhöht. Damit entwickelt 
sich auch auf diesem Markt der Unternehmensanleihen 
eine Spekulationsblase, zumal gerade die Schrottan-
leihen ( junk bonds) von Emittenten schlechter Bonität 
wegen ihrer hohen Verzinsung hoch begehrt sind.

Hinzu kommt eine sprunghafte Zunahme der 
privaten Verbraucherkredite durch Autokäufe in den 
USA. Für diese Kreditblase sind v. a. zwei Kredit-
formen verantwortlich. Erstens die Autokredite, die 
inzwischen bei über 1200 Milliarden Dollar und damit 
um 70 % höher als 2010 liegen. Da inzwischen die 
Zahlungsausfälle bei 7,5 % liegen, haben die Groß-
banken, die 30 % dieses Marktes kontrollieren, damit 

begonnen, ihre Engagements auf diesem Hochrisiko-
sektor zurückzufahren. 

Zweitens sind es die Studentendarlehen, die inzwi-
schen bei über 1350 Milliarden Dollar liegen und deren 
Ausfallquote 11% erreicht hat und damit fast doppelt so 
hoch wie 2003 liegt. Im Nachbarland Kanada hat sich 
übrigens parallel dazu eine Immobilienblase aufgebaut. 
Die Gesamtverschuldung der Privathaushalte liegt seit 
Beginn des Jahres 2017 mit fast 13 Billionen Dollar 
über dem Niveau von 2008 vor dem Bankrott der 
Lehman Brothers. Allerdings sind die Zahlungsausfälle 
bisher geringer als 2008/09.

In anderen Ländern ist die Lage nicht besser. Ob-
wohl in der offiziellen Lesart die Banken ihre Bilanzen 
weitgehend bereinigt haben und gegen Eventualitäten 
gewappnet sind, wurden gerade in Europa (Österreich, 
Portugal, Italien, Spanien) in den vergangenen vier 
Jahren weitere Rettungsmaßnahmen großer Privat-
banken fällig. Deren Bilanzen sind nur bedingt belast-
bar und ihre Eigenmittel liegen im Allgemeinen nicht 
über fünf Prozent, bei den Großbanken sogar darunter. 
Die Gesetze tragen nur dazu bei, ihre tatsächliche Si-
tuation zu verschleiern und nach außen hin eine Quote 
von 10 bis 12 Prozent aufzuweisen, um so die Auflagen 
(stress test) der Aufsichtsbehörden zu erfüllen. Eines 
der Hauptprobleme der Banken sind die zunehmenden 
Kreditausfälle, die sog. non performing loans. Deren 
Ausmaß belastet den Großteil der italienischen Banken 
und verursachte den Bankrott der spanischen Banco 

Von der FED 2003 bis 2017 gehaltene MBS (in Millionen Dollar)

Quelle:Board of Governors of the Federal Reserve System (US), Federal Reserve Bank of St Louis Economic Data 
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Popular im Mai 2017, einer der größten spanischen 
Banken. In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, 
dass vor diesen Bankenpleiten 2008/09 die Finanz-
wirtschaft hohe Gewinne verzeichnete und dies auch 
heute noch tut.

Auch die private Verschuldung in China trägt zur 
Krise bei, wie die offizielle Presse des Landes zu be-
richten nicht umhinkommt, auch wenn sie sich lieber 
den Faktoren der Wirtschaftskrise widmet, die direkt 
die westlichen Länder betreffen.

Das Ausmaß der Verschuldung bei den westlichen 
Großkonzernen ist massiv. Ihr Wachstum basiert vor-
wiegend auf kreditfinanzierten Finanzgeschäften und 
Spekulationen. Nehmen wir bspw. die Stahlkonzerne, 
die weltweit unter einer Überproduktion leiden. Oder 
die Erdölkonzerne, deren Gewinne zwar wieder zu-
nehmen, was aber vermutlich darauf zurückzuführen 
ist, dass der Wiederanstieg der Rohölpreise auf über 60 
Dollar pro Barrel im November 2017 zumindest zum 
Teil auf spekulative Warentermingeschäfte und Speku-
lationen mit Lagerbeständen zurückzuführen ist. Das 
gleiche gilt für den Automobilsektor, selbst wenn dort 
die Absätze aufgrund großzügiger Autokredite wieder 
steigen.

Kreditausfallversicherungen im Tiefflug

Die kapitalistischen Konzerne gieren derart stark 
nach Risiken, dass die Kosten für eine Absicherung 
gegen eventuelle Zahlungsausfälle ein extrem nied-
riges Niveau erreicht haben. Dies widerspricht zwar 
dem Vorsorgeprinzip, liegt aber komplett innerhalb 
der kapitalistischen Logik. Wenn viele Kapitalisten 
wie Apple z. B. hochriskante Finanztitel ( junk bonds) 
kaufen wollen, können emittierende Unternehmen 
mit schwacher Bonität niedrigere Zinsen anbieten, 
als wenn die Nachfrage nach ihren Anleihen schwach 
wäre. Wohl sinken damit die Renditen dieser junk 
bonds, aber deswegen mindern sich keineswegs die 
Risiken. Aufgrund der hohen Nachfrage steigen die 
Preise dieser Anleihen, die Renditen sinken und die 
„Märkte“ gehen daher, entgegen aller Realität, von 
geringeren Risiken aus. Im Oktober 2017 musste ein 
Unternehmen in den USA, das sich gegen Zahlungs-
ausfälle bei Risikoanleihen mittels CDS versichern 
wollte, 5,44 Dollar für eine Deckungssumme von 1000 
Dollar bezahlen. Während der Finanzkrise 2008 lag 
die Versicherungsprämie für dasselbe Risiko bei 27,80 
Dollar.

Diese Praxis erinnert daran, wie die Rating-Agen-
turen unmittelbar vor der Krise die durch zweitklassige 
Hypothekendarlehen (subprime) abgesicherten Wert-
papierderivate mit bester Bonität bewertet haben. Zu-
gleich zeigt es überdeutlich, dass die Risikobereitschaft 
für kurzfristige Gewinnmitnahmen gestiegen ist. Die 
Geschichte des Kapitalismus lehrt uns, wie schnell eine 
anscheinend stabile Wirtschaftslage kippen kann.

Und wenn wir dann wieder inmitten der Krise ste-
cken, dürfen Draghi, Juncker, Trump und Co. zusam-
men das eingangs zitierte Chanson anstimmen, sofern 
nicht wir es sind, die Anlass für einen solchen Refrain 
haben.

�� Übersetzung: miwe
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„Es war einmal … die Bürgerrevolution“, so 
lautete die Überschrift zu einem Artikel, den 
wir im Januar 2015 zu Ecuador im Rahmen 
eines Dossiers über den Niedergang der 
„Linkswende“ in Lateinamerika veröffentlicht 
hatten. Stand damals schon die Kombination aus 
Augenwischerei und Repression im Mittelpunkt 
der Kritik, so ist mittlerweile der Mythos vollends 
verblasst und Gewalt, Korruptionsskandale und 
Wirtschaftskrise bestimmen den Alltag.

��  Jean-Philippe Divès

„Mediokrer und komplett illoyaler Verräter und perverse 
Übelkrähe“, „Wolf im Schafspelz“, so oder so ähnlich lässt 
sich der ehemalige Staatspräsident Rafael Correa (2007-
2017) verlauten, wenn es um seinen Nachfolger Lenin 
Moreno geht. Dieser war wohlgemerkt von 2007 bis 2013 
sein Vizepräsident und wurde von der gemeinsamen Orga-
nisation, Alianza País (Bündnis für das Land) mit Correas 
Einverständnis und Unterstützung zum Kandidaten für 
die Präsidentschaftswahl am 19. Februar und 2. April 2017 
nominiert. Inzwischen herrscht zwischen den beiden und 
ihrer jeweiligen Anhängerschaft der totale Krieg und 
viele Beobachter gehen von einem Auseinanderbrechen 
von Alianza País aus, die der ehemalige Vorsitzende der 
Konstituierenden Nationalversammlung nur noch als „die 
ecuadorianische Mafia“ und nicht als politische Partei 
bezeichnet.

Was ist passiert? Möglicherweise gibt es politische 
Meinungsverschiedenheiten, obwohl die niemals ausge-
sprochen oder offen zutage getreten sind, wahrscheinlicher 
jedoch eine Interessenskollision, die sich auf der Grundlage 
der wirtschaftlichen und sozialen Krise zugespitzt hat.

Nachdem er gegen Ende seines Mandats eine Ver-
fassungsänderung verabschieden lassen hatte, mit der 
die Begrenzung der Amtszeiten als Präsident komplett 
aufgehoben wurde, hätte sich Correa auch erneut für die 

Wahlen 2017 aufstellen lassen können. Die dramatische 
Verschlechterung der wirtschaftlichen und sozialen Lage 
jedoch hat ihn davon abgehalten und dazu bewogen, 
einem anderen Kandidaten den Vortritt zu lassen, da-
mit dieser die erforderlichen unpopulären Maßnahmen 
ergreift und Correa bei den nächsten Wahlen 2021 wieder 
als „Retter der Nation“ auf die Bühne zurückkehren kann.

Eigentlich war Jorge Glas, der persönliche Freund von 
Correa und ehemalige Minister für die sog. „Strategischen 
Sektoren der Wirtschaft“ (Erdöl, Bergbau und Elektrizität) 
sowie Vizepräsident ab 2013 für diese Rolle von Correa 
vorgesehen gewesen. Aber Glas zog derart viele Proteste 
auf sich und war dermaßen verhasst in der Bevölkerung, 
dass das Risiko einer Wahlniederlage – sogar gegen den 
unbedeutenden Kandidaten der Rechten, Guillermo Lasso 
– zu groß gewesen wäre. Also zogen Correa und die Partei 
die Notbremse und gaben letztlich Lenin Moreno als 
weniger stark diskreditierten Kompromisskandidaten den 
Vorzug, stellten ihm aber Jorge Glas als Vizekandidaten 
und Hüter der „correistischen“ Orthodoxie an die Seite.

Diese Furcht vor einer Wahlschlappe war nur allzu 
berechtigt, da sich Moreno erst im zweiten Wahlgang mit 
schlappen 51,16 % der Stimmen durchsetzen konnte. Die 
Alianza País verlor sogar ihre Zweidrittelmehrheit, die 
ihr nahezu alles, einschließlich der Verfassungsänderung, 
erlaubt hatte, und kam nur noch auf 74 (von 137) Abge-
ordnete.

Allerdings wollte der frischgebackene Präsident nicht 
die Rolle spielen, die Correa ihm zugedacht hatte. Bereits 
in der Interimsphase zwischen dem zweiten Wahlgang am 
2. April und der Amtsübergabe am 24. Mai begannen die 
Reibereien zwischen den beiden Flügeln. In einer Rede 
am 11. Juli und anschließend einer Fernsehansprache am 
28. Juli gab Lenin Moreno bekannt, dass die Lage im Staat 
schlimmer als bisher zugegeben sei und dass die „tatsächli-
chen Daten“ der ecuadorianischen Wirtschaft und beson-
ders die öffentliche Verschuldung (vorwiegend im Aus-
land) erheblich schlechter seien, als von Correa behauptet.

Seither herrscht ein Hauen und Stechen, das noch eska-
liert ist, als Moreno im September Jorge Glas von all seinen 
Zuständigkeiten als Vizepräsident entbunden hat, da Glas 
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als einer von mehreren unter der Entourage von Correa in 
schwere Korruptionsaffären verwickelt ist, unter Anklage 
gestellt wurde und seit Anfang November im Gefängnis 
auf seinen Prozess wartet.

Die wahre Hinterlassenschaft von Correa

Wie all die anderen lateinamerikanischen Regierungen, 
ob mehr oder weniger „fortschrittlich“, hat Correa das 
extraktivistische Wirtschaftsmodell weiter vorangetrieben, 
und zwar nicht als Übergangslösung, um den wirtschaft-
lichen Produktionssektor zu etablieren und auszubauen, 
sondern um das Land in eine dauerhafte und verschärfte 
Abhängigkeit vom kapitalistischen Weltmarkt zu brin-
gen. Profiteure dabei waren die alten und neuen Eliten, 
die sich bereichern konnten, während für die einfache 
Bevölkerung nur Brosamen abfielen, wenn es denn welche 
zu verteilen gab. In diesem Zuge wurde bspw. die Ölför-
derungsgrenze weiter in die südliche Amazonasregion 
vorangetrieben, wo nunmehr der berühmte Yasuni-
Nationalpark betroffen ist und die indigene Bevölkerung, 
die sich gegen die Zerstörung ihres angestammten Lebens-
raums wehrt, gnadenlos unterdrückt wird.

Wie auch anderswo hat sich dieses Modell indes als per-
spektivlos erwiesen, seit ab 2014 die Erdöl- und sonstigen 
Rohstoffpreise im Fall begriffen sind, und zwar nicht nur 
vorübergehend. Während die ecuadorianische Wirtschaft 
bis dahin ein jährliches Wachstum von 4 % aufwies, sta-
gnierte dieser Wert 2015 und war 2016 sogar rückläufig. 
Die Kaufkraft der Bevölkerung, die ohnehin auf einem 
sehr geringen Niveau liegt (nur 40 % der formell oder 
informell Beschäftigten erreichen das offizielle Existenz-
minimum von monatlich 375 Dollar), stagniert seither und 
geht inzwischen sogar zurück.

Diese Situation schlägt sich natürlich auch in den 
öffentlichen Haushaltsbüchern nieder, zumal den Un-
ternehmen und Superreichen vor nicht allzu langer Zeit 
erhebliche Steuersenkungen gewährt worden sind. Als 
Abhilfe griff Correa auf zwei „bewährte“ Rezepte zurück: 
einerseits Privatisierung staatlicher Unternehmen, Ein-
schnitte in öffentliche Dienste und deren teilweise Öff-
nung für private Investoren sowie den Ausverkauf von 
Ausbeutungs- und Abbaurechten der Bodenschätze zu 
Schleuderpreisen an multinationale Konzerne; andererseits 
die Wiederaufnahme von Krediten bei internationalen 
Finanzkonzernen und -institutionen. Daneben gibt es eine 
dritte Variante, mit der die kurzfristige Liquidität – wie 
in Venezuela schon länger üblich – gesichert werden soll, 
nämlich der Verkauf von Erdöl auf Subskription, also vor 

der Lieferung und Verarbeitung oder gar Förderung, zu 
Dumpingpreisen.

Inzwischen ist bekannt, dass Correa die Zahlen über 
die Staatsschulden geschönt hat und dass diese – wie in 
anderen lateinamerikanischen Ländern auch – wieder sehr 
stark angestiegen sind. Lag der Schuldendienst 2006, also 
vor Correas Amtsantritt, noch bei 24 % des Staatshaushalts, 
so sind die Zahlen bis 2016 auf offiziell 39 % gestiegen. 
Wie Lenin Moreno bekanntgab, liegt die Staatsverschul-
dung nicht bei 28 Milliarden Dollar, wie von Correa 
behauptet, sondern realiter bei 58 Milliarden, was fast 60 % 
des BIP entspricht. Ein derartiges Schuldenniveau ist für 
ein abhängiges Land extrem hinderlich und bewirkt, dass 
Ecuador für neue Staatsanleihen Zinssätze von 9–10 % be-
zahlen muss, was in Europa als unerschwinglicher Wucher 
gälte.

Der andere wesentliche Krisenfaktor ist die weit-
verbreitete Korruption, die die Entourage von Correa 
involviert. Bereits Mitte 2016 hatten die Panama-Papers 
enthüllt, dass hochrangige Manager des staatlichen Erdöl-
unternehmens EP Petroecuador Millionen auf Offshore-
Konten deponiert haben. In den laufenden Ermittlungen 
geht es um diverse Affären von Bestechungen und Inter-
essenkollisionen in Höhe von 30,3 Millionen Dollar. Im 
Rahmen der Enthüllungen um den Bestechungsskandal 
Lava Jato in Brasilien wurde bekannt, dass der brasiliani-
sche Konzern Odebrecht, der u. a. in der Bauwirtschaft tä-
tig ist und öffentliche Aufträge erhält, ein weitverzweigtes 
Netz aus Korruption über ganz Lateinamerika gesponnen 
hat. Für Aufträge im Wert von 5 Milliarden Dollar allein 
in Ecuador hat er eingestandenermaßen Schmiergelder 
in Höhe von 33,5 Millionen gezahlt. Zu den betroffenen 
Personen zählen auch der ehemalige Generalstaatsanwalt, 
der ehemalige Chef der Finanzaufsichtsbehörde (momen-
tan als „Flüchtling“ nach Miami abgehauen) oder eben der 
(neuerdings abgesetzte, AdÜ) Vizepräsident und Correa-
Intimus Jorge Glas.

Ganz nach dem europäischen Vorbild hat auch die 
Regierung Correa zu einer bewährten Kombination ge-
griffen, wo einerseits den Unternehmern die geforderten 
Begünstigungen in Form deregulierter Arbeitsverhältnisse 
zuteil werden, und andererseits autoritäre Maßnahmen für 
die Bevölkerung parat gehalten werden. Die Kriminali-
sierungsmethoden gegenüber den sozialen Bewegungen 
in Ecuador lassen die hiesigen Politiker jedoch vergleichs-
weise wie Chorknaben erscheinen. So sind in der Amtszeit 
von Correa fast 850 Gewerkschafter und politische und 
soziale Aktivist*innen gerichtlich verurteilt worden und 
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Dutzende von führenden Aktivist*innen der indigenen 
Bewegung schmoren noch immer im Gefängnis.

Was ist von Moreno zu erwarten?

Vor seiner Wahl war der neue Präsident nicht aktives 
Mitglied der Parteiführung der Alianza País und hat als 
Sondergesandter der UNO für Behinderung und Barriere-
freiheit (Moreno ist seit einem Raubüberfall selbst behin-
dert und auf den Rollstuhl angewiesen) im Ausland gelebt 
und gearbeitet. Insofern erscheint es plausibel, dass er nicht 
in alle Machenschaften eingeweiht war, wenn er auch 
sicherlich etliches gewusst haben muss, und dass er sich 
offensichtlich geweigert hat, den Sündenbock zu spielen.

Bisher sind nur wenige politische Entscheidungen 
getroffen worden. Zuvörderst unterscheidet Lenin Moreno 
sein Politikstil von seinem Vorgänger. Immer wieder 
betont er, dass er „Verhandlungen gegenüber der Kon-
frontation bevorzugt“ und dass „seine Hand zur Verstän-
digung gereicht ist“. Dies richtet sich an Alle, ob es die 
unterdrückten sozialen Bewegungen oder die als „Verrä-
ter“ abgestempelten Dissidenten des Correismus sind oder 
Rechtsoppositionelle und Unternehmerorganisationen. 
Allein dieser Gestus bewirkt schon, dass er momentan eine 
Zustimmung bei 70 % der Bevölkerung genießt.

Ganz offensichtlich strebt er nach einer Art von Burg-
friedenspolitik, um die gegenwärtige Aufregung zu über-
dauern und den Maßnahmenkatalog aus Austerität und 
Repression umsetzen zu können, den das Kapital verlangt. 
Dazu passt, dass er zu einem „großen nationalen Dia-
log“ aufgerufen hat und eine Reihe von Konferenzen am 
runden Tisch stattgefunden haben, wo sich „alle Vertre-
ter“ des politischen, sozialen und wirtschaftlichen Lebens 
zu bestimmten Themen und Interessensschwerpunkten 
zusammengefunden haben. Die Haltung gegenüber dem 
IWF knüpft an den Kurswechsel seines Vorgängers an, 
indem bereits eine Delegation zur „Evaluierung“ der Lage 
in Quito offiziell empfangen wurde. Also wird Moreno 
verbindlicher als sein Vorgänger auftreten, aber keinesfalls 
wird er eine „sozialere“ Politik betreiben, wozu ihm auch 
der Spielraum fehlt. In diese Richtung weist auch seine 
kürzlich geäußerte Kritik an einem Gesetz zur Begren-
zung der Immobilienspekulation, das in seinen Augen 
wirtschaftlich kontraproduktiv ist, weil es „die Investoren 
abschreckt“.

Unterdessen tobt in der Alianza País der Machtkampf. 
Aus seinem Brüsseler Exil giftet Correa unentwegt in 
Richtung seines Nachfolgers, den er als Verräter und 
Agenten der Oligarchie beschimpft. Moreno, der mit 

seiner Wahl zum Präsidenten auch automatisch zum Vor-
sitzenden der Regierungspartei ernannt worden ist, trat 
von diesem Amt kürzlich zurück. Allerdings kann er auf 
Rückhalt in den Reihen der Abgeordneten und der Pro-
vinzgouverneure der Alianza País zählen, denen das Hemd 
natürlich näher als der Rock sitzt.

Zehn Jahre nach der „Bürgerrevolution“ befinden sich 
die sozialen und linken Bewegungen in einer zersplitterten 
und perspektivlosen Situation. Jetzt ist es vorrangig, sie 
wiederaufzubauen, und zwar in völliger Unabhängigkeit 
und Opposition zu den beiden Fraktionen des Staatsappa-
rats, deren Zerstrittenheit das politische Leben des Landes 
weiterhin polarisiert.

�� Aus Revue l’anticapitaliste vom November 2017 
�� Unter leichten Änderungen übersetzt von MiWe
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Eine zynische Heuchelei stellt die Anerkennung 
Ostjerusalems als Hauptstadt Palästinas auf dem 
Gipfel islamischer Staaten dar. Ausgerechnet 
die Staaten, die keine Gelegenheit ausgelassen 
haben, den Palästinensern in den Rücken 
zu fallen, gerieren sich nun als Wahrer der 
palästinensischen Sache. Ihnen gegenüber 
kommt Trump als regelrechter Herold der 
tatsächlichen Verhältnisse daher.

�� Julien Salingue

In einer zehnminütigen Ansprache hat Donald Trump am 6. 
Dezember seine Entscheidung bekanntgegeben, Jerusalem 
offiziell als Hauptstadt des Staates Israel anzuerkennen und 
die bisher in Tel Aviv ansässige US-Botschaft dorthin zu 
verlegen.

Dieser Schritt wurde von zahlreichen Seiten verurteilt, da 
er katastrophale Folgen nach sich ziehen könnte und Netan-
jahu und der israelischen Kolonialpolitik Auftrieb verschaffen 
wird. Welche Motive stecken hinter diesem höchst symboli-
schen Akt und was werden die Konsequenzen daraus sein?

Dealmaker Trump

Viele Interpretationen ranken sich darum, was Trump zu 
diesem Schritt getrieben haben könnte. Ging es ihm um 
einen symbolischen Bruch mit seinen Amtsvorgängern 
Clinton und Obama? Oder war dies ein Zugeständnis an die 
zutiefst pro-israelische evangelikale Rechte? Oder wollte er 
seine persönliche Nähe zu Netanjahu demonstrieren? Oder 
wollte er einfach davon ablenken, dass er durch die Anklage 
seines ehemaligen Sicherheitsberaters Michael Flynn wegen 
geheimer Russland-Kontakte in der Bredouille steckt? In all 
diesen Erklärungsversuchen steckt ein Körnchen Wahrheit, 
aber doch erfassen sie nicht den Kern der Sache.

Dieser liegt – so banal dies klingen mag – in der Natur 
des Donald Trump selbst. Dabei spielen internationales 
Recht, Rücksicht auf die Meinung anderer Staaten, ein-

schließlich der arabischen Verbündeten, und die Meinung 
seines Stabes (sowohl sein Außen- als auch sein Verteidi-
gungsminister waren dagegen) keine Rolle bei der Entschei-
dungsfindung. Ausschlaggebend ist allein die zutiefst innere 
Überzeugung von Trump, mit seiner Entscheidung den 
„richtigen Deal“ gemacht zu haben.

Er macht, was er immer macht, der Trump. Egal welche 
Konsequenzen sich daraus ergeben, für ihn gibt es nur „gute“ 
oder „schlechte“ Entscheidungen und die „mutigen Män-
ner“ müssen die „guten“ treffen. Dieses mystische Politik-
verständnis gab es schon bei George W. Bush, aber Trump 
setzt noch eins drauf, indem er sein Image als Erfolgsmensch 
und seine Inszenierung als „Mann gegen das Establishment“ 
pflegt. Der Realismus, der in der US-Diplomatie früher 
herrschte, gilt ihm als Unentschlossenheit, also als Feigheit.

Symbolpolitik statt Zeitenwende

Bekannt für nassforsche, spektakuläre Inszenierungen und 
Schaumschlägereien ist Trump in seiner Politik wenig 
berechenbar und seine politische Vernunft zutiefst irrational. 
Diese Verweigerung gegenüber dem falschen Schein jedoch 
verschafft ihm paradoxerweise mitunter das Verdienst, 
nackte Wahrheiten zu enthüllen, statt Illusionen zu schüren, 
wie dies Barack Obama mit verlogenen Absichtserklärun-
gen und symbolträchtigen Auftritten getan hat. Dies gilt 
auch für Jerusalem und darüber hinaus für die US-Politik in 
Bezug auf Israel.

Vielen gilt Trumps Entscheidung zu Jerusalem als politi-
scher Bruch und als Bärendienst oder gar Todesstoß für den 
„Friedensprozess“. Zweifellos stellen die Anerkennung Jeru-
salems als Hauptstadt Israels und die Verlegung der Botschaft 
einen symbolträchtigen Akt dar, aber von einem drastischen 
Kurswechsel der US-Außenpolitik durch Trump zu spre-
chen, wäre übertrieben, wenn nicht gar verfehlt.

Das Gerede vom „Tod des Friedensprozesses“ entbehrt 
nicht einer guten Portion Heuchelei, da unterstellt wird, es 
hätte ihn – diesen Friedensprozess – bis zu den Erklärungen 
von Trump wirklich gegeben. Dasselbe gilt für den angebli-
chen Verstoß gegen die „Ausgewogenheit“ der US-Position 
zu dem Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern. 
Wer so redet, enthebt nur die US-Regierung unter Obama 
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ihrer tatsächlichen Verantwortung und unterstellt, sie hätte 
eine „ausgewogene“ Sicht in dieser Angelegenheit vertreten. 
Wenn man die Entwicklung der Lage im Nahen Osten in 
den vergangenen zehn Jahren mit nur etwas Abstand und 
Klarheit betrachtet, kann man nur feststellen, dass diese 
„Gewissheiten“ die Wahrheit offenkundig auf den Kopf 
stellen.

Israel und das Völkerrecht

Es gab mehrere Resolutionen des UN-Sicherheitsrates zur 
Causa Jerusalem, ohne dass also die USA ihr Veto einge-
legt hätten. Im Jahr 1968, ein Jahr nach der Eroberung des 
Ostteils der Stadt, fordert die Resolution 252 Israel dazu auf, 
„sich umgehend jeglicher zusätzlicher Aktionen zu enthal-
ten, die geeignet sind, den Status von Jerusalem zu ändern“. 
Nach der „offiziellen“ Annexion Ostjerusalems beklagt die 
Resolution 478 von 1980 „die Verletzung des Völkerrechts“ 
und „fordert alle Staaten, die in Jerusalem diplomatische 
Vertretungen unterhalten, auf, diese […] zurückzuziehen“.

Auch wenn dieser Beschluss seither von den USA 
respektiert worden war, hat dies Israel nicht daran gehin-
dert, eine Politik der „Judaisierung“, also einer ethnischen 
Säuberung, der Stadt zu betreiben. Nach 1967 haben die 
Behörden nur 13% des Stadtgebietes von Ostjerusalem als 
„Bauland“ für die Palästinenser ausgewiesen, hingegen 35% 
als Siedlungsgebiet. Die Siedlungen haben sich im Hand-
umdrehen entwickelt und es gibt mittlerweile über 200 000 
Siedler dort, während die Palästinenser Baugenehmigungen 
nur tröpfchenweise erhalten haben. Über 80 000 von ihnen 
(bei einer Gesamtzahl von 300 000) leben mittlerweile in 
Unterkünften, die Israel als illegal bezeichnet und die daher 
abrissbedroht sind.

Jedoch hat diese Nichteinhaltung der UN-Resolutionen 
zu Jerusalem – wie auch der übrigen Resolutionen – durch 
Israel keinerlei Sanktionen seitens der USA oder der EU-
Staaten nach sich gezogen. Folglich konnte Israel auch ohne 
die formelle Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt völlig 
ungestraft vorgehen und dabei weiterhin von der Unterstüt-
zung der meisten westlichen Staaten profitieren, wobei sich 
die USA besonders hervorgetan haben und Obama gegen 
Ende seiner Amtszeit gar die Rekordsumme von 38 Milliar-
den Dollar als Militärhilfe von 2019 bis 2028 als „Abschieds-
geschenk“ gewährt hat.

Druck aufbauen!

Trumps Entscheidung als „Bruch“ oder gar „Wende-
punkt“ zu bezeichnen, verhüllt eher die wirkliche Lage, 
statt sie zu erhellen. Die aktive oder passive Komplizen-

schaft der USA mit Israel ist – über die Mär vom „Frie-
densprozess“ hinweg – keinesfalls neu und die Entschei-
dung des US-Präsidenten hat wenigstens den Vorzug, 
bestimmte hartnäckige Illusionen zu zerstreuen.

Dies soll nicht heißen, dass wegen der hoch symboli-
schen Bedeutung von Trumps Beschluss nicht Spannungen 
und gewaltsame Auseinandersetzungen in den besetzten 
Gebieten und, in geringerem Ausmaß, auch in anderen 
Ländern im Nahen Osten aufkommen werden. Diese 
zusätzliche Provokation und die von Zynismus triefende 
Zufriedenheit der israelischen Politiker darüber können 
dazu führen, dass in der palästinensischen Bevölkerung die 
Wut wieder explodiert und es gar zu bewaffneten Aktio-
nen kommt, die dann wiederum von Israel als Vorwand 
genommen werden.

Trotz alledem stehen die Zeichen nicht auf einen brei-
ten Aufstand, da sich die Palästinenser darüber im Klaren 
sind, wie sich das Kräfteverhältnis zu ihren Ungunsten 
entwickelt hat, und weil die palästinensische National-
bewegung geschwächt, diskreditiert, gespalten und von 
Machtkämpfen ausgehöhlt ist, die in keiner Weise den 
nationalen Rechten der Palästinenser dienlich sind. Ihnen 
wird keinerlei Unterstützung mehr zuteil, auch wenn sich 
die autoritären arabischen Regimes formal von Trumps 
Entscheidung distanzieren mögen. Stattdessen setzen sie, 
verblendet durch den kalten Krieg zwischen Saudi-Ara-
bien und dem Iran, auf eine Annäherung an Israel und die 
USA.

Die Palästinenser bleiben isoliert und ihnen steht nichts 
Gutes ins Haus in der nächsten Zeit, zumal ihre Proteste 
auf blutige Repression durch den israelischen Staat stoßen 
werden, der jetzt noch Auftrieb in seiner ultimativen 
Haltung bekommen hat. Daher ist Solidarität angesagt und 
wir müssen – ohne den Palästinensern das Wort nehmen 
zu wollen – klarmachen, dass das Gerede von einer „Ver-
handlungslösung unter der Schirmherrschaft der USA“ 
allen Einwänden zum Trotz nichts als eine Fiktion ist, die 
auf den Müllhaufen der Geschichte gehört, wohingegen 
Sanktionen gegen Israel dringender denn je auf die Tages-
ordnung gehören.

�� Übersetzung aus Hebdo l’Anticapitaliste  
vom 7.12.2017: MiWe
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Menschenrechtsorganisationen warnen davor, 
dass Israel im Begriff ist, die letzten Pflöcke für 
die Errichtung eines jüdischen Groß-Jerusalem 
einzuschlagen. Dies würde zwangsläufig eine 
ethnische Säuberung nach sich ziehen, bei der 
Zehntausende von Palästinensern aus einer Stadt 
vertrieben würden, in der ihre Familien seit 
Generationen gelebt und gearbeitet haben.

�� Jonathan Cook

Seit die Israelis vor über zehn Jahren damit begonnen 
haben, eine Stahl- und Betonmauer quer durch palästinen-
sische Vororte Jerusalems zu bauen, beschleunigt sich der 
demographische Wandel unter der Stadtbevölkerung, wie 
Menschenrechtsorganisationen und palästinensische For-
scher dargelegt haben. Jetzt soll dieser Wandel auch noch 
gesetzlich zementiert werden. Wie Jerusalem in Zukunft 
aussehen soll, zeigen zwei parlamentarische Gesetzesent-
würfe, die in der israelischen Regierung auf große Zustim-
mung stoßen.

Zum einen sollen etwa 150 000 jüdische Siedler, die in 
illegalen Siedlungen im Westjordanland rund um die Stadt 
leben, künftig als Bewohner Jerusalems gelten. Damit steigt 
nicht nur der jüdische Bevölkerungsanteil, sondern es wird 
auch eine weitere Rechtsverschiebung bei den Kommunal-
wahlen geben, da diese Neubewohner wahlberechtigt sind. 
Zum anderen sollen über 100 000 Palästinenser, die auf 
der „falschen“ Seite der Absperrungen leben, ihre Rechte 
verlieren. Für sie soll ein separater Ortsbeirat zuständig sein 
– ein erster Schritt dahin, ihnen die Stadtzugehörigkeit zu 
entziehen und ihnen das Betreten Jerusalems zu verwehren.

Gleichzeitig erhöht sich der politische Druck auf die 
Palästinenser innerhalb der Stadt, um sie zum Wegzug 
aus der Stadt zu bewegen. Sie werden durch nächtliche 
Verhaftungen und Abriss ihrer Häuser schikaniert, ihr Land 
wird enteignet und ihnen grundlegende Dienste der Da-
seinsvorsorge verwehrt. Damit sollen Fakten für künftige 
Friedensverhandlungen geschaffen und jedwede Möglich-

keit zunichtegemacht werden, Ostjerusalem zur Hauptstadt 
eines palästinensischen Staates zu machen, wie der Forscher 
Aviv Tartasky von Ir Amim meint, einer Bürgerrechtsorga-
nisation, die sich für faire Behandlung von Palästinensern 
in Jerusalem einsetzt. Er sieht darin eine „ethnische Säube-
rung ohne Waffengewalt, mit der Israel auf dem Gesetzes-
weg die palästinensische Bevölkerung Jerusalems um ein 
Drittel verringern will.“

Wettlauf mit der Zeit

Israels Sorgen wegen der demographischen Entwicklung 
reichen bis zur Besetzung und Annexion Ostjerusalems 
1967 zurück, als die dortige palästinensische Bevölkerung 
mit der jüdischen in Westjerusalem zusammengewürfelt 
wurde. Damals wurden auch die Stadtgrenzen erweitert, 
um sich klammheimlich Westbank-Gebiet einzuverleiben. 
Ursprünglich hatte Israel eine Obergrenze für den paläs-
tinensischen Bevölkerungsanteil in seiner sogenannten 
„ewigen, unteilbaren Hauptstadt“ von 30 % festgelegt. 
Seither jedoch machen die Zeitläufte diese Quote zunichte, 
da infolge der höheren Geburtenrate die palästinensische 
Bevölkerung in Ostjerusalem auf über 315 000 und damit 
auf knapp 40 % angestiegen ist. Prognosen zufolge könn-
te der palästinensische Bevölkerungsanteil innerhalb der 
nächsten zehn Jahre sogar bei über 50 % liegen.

Obwohl nur wenige Palästinenser in Jerusalem die 
israelische Staatsbürgerschaft angenommen haben oder 
annehmen durften und nahezu niemand von ihnen an den 
Kommunalwahlen teilnimmt, befürchtet Israel, dass seine 
Herrschaft über die Stadt durch die demographische Ent-
wicklung unhaltbar werden könnte. Der palästinensische 
Wissenschaftler Mahdi Abdul Hadi meint: „Wir haben es in 
Jerusalem mit einem im Entstehen begriffenen Apartheid
regime zu tun. Die israelische Politik wird von demogra-
phischen Überlegungen beherrscht und dies hat zu einer 
enormen Spaltung innerhalb der Gesellschaft geführt, bei 
der die Palästinenser erstickt werden.“

Die Furcht, von der demographischen Entwicklung 
Jerusalems überrollt zu werden, hat führende Politiker und 
Sicherheitsverantwortliche in Israel letztes Jahr dazu ver-
anlasst, eine breit angelegte, intensive Kampagne unter der 

Ethnische Säuberung 
von Jerusalem
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Bezeichnung „Rettet die jüdische Identität von Jerusalem“ 
zu starten. Darin werden die jüdischen Bewohner gewarnt, 
sie könnten „eines Tages mit einem palästinensischen Bür-
germeister aufwachen“, wenn denn die Palästinenser die 
Bevölkerungsmehrheit stellen und wählen gehen.

Das ganze Jahr über haben sich amtierende Minister, 
einschließlich des Erziehungsministers Naftali Bennet, 
vehement dafür stark gemacht, Maale Adumim, eine große 
Siedlung in der Westbank, zu annektieren. Inzwischen 
zeichnet sich ab, dass sie sich durchsetzen könnten. So wurde 
kürzlich eine Regierungskommission damit beauftragt, ei-
nen Gesetzesentwurf zu Großjerusalem vorzulegen, wonach 
die Stadtgrenzen so ausgedehnt werden sollen, dass Maale 
Adumim und einige weitere große Siedlungen der West-
bank einbezogen werden. 

De-facto-Annexion

Faktisch fände also eine unausgesprochene Annexion statt, 
um somit 150 000 zusätzlichen Israelis das Kommunalwahl-
recht für Jerusalem zu verschaffen. Der derzeitige Verkehrs-
minister Israel Katz, der an dem Gesetzesentwurf beteiligt 
war, gab offen zu verstehen, dass er in der Stadt „die jüdische 
Mehrheit sichern“ will. Und eine kürzlich durchgeführte 
Umfrage ergab, dass 58 % der jüdischen Israelis das Vorha-
ben unterstützen. 

Auf Druck der US-Regierung hat Netanjahu den Geset-
zesentwurf vorerst auf Eis gelegt, um einen möglichen Frie-
densplan der US-Diplomatie nicht zu gefährden, [was durch 
Trumps Jerusalem-Erklärung freilich ohnehin konterkariert 
worden ist]. Doch sobald der Druck nachlässt, könnte das 
Gesetz wieder auf den Weg gebracht werden, befürchtet 
Ir Amim. Damit wäre das Gesetz „die erste praktische 
Maßnahme seit der Annexion von Ostjerusalem 1967, mit 
der die faktische Annexion von Gebieten in der Westbank 
durch Israel rechtlich abgesegnet werden kann.“ Nachdem 
jahrzehntelang jüdische Siedlungen inmitten palästinensi-
scher Gebiete errichtet wurden, um deren Entwicklung und 
Wachstum zu hemmen, will Israel nun die beiden Bevölke-
rungsteile zu entflechten, meint Tartasky.

Landnahme und Vertreibung

Die Auswirkungen vor Ort sind bereits unverkennbar. Am 
17. November stürmten israelische Militärs das zwischen 
Ostjerusalem und der Siedlung Maale Adumim gelegene 
Dorf Jabal al-Baba und übergab den 300 Bewohnern „Aus-
weisungsbescheide“. Bereits zuvor war im August die Dorf-
grundschule von der israelischen Armee zerstört worden. 
„Diese palästinensischen Gemeinden außerhalb Jerusalems 

sind den Israelis ein Dorn im Auge“, sagt Tartasky. „Israel 
versucht, den dortigen Bewohnern das Leben so schwer wie 
möglich zu machen, damit sie fortziehen und dadurch ein 
zusammenhängendes Gebiet zwischen Jerusalem und den 
jüdischen Siedlungen entsteht.“ 

Der jüngste Militärschlag gegen Jabal al Baba ereignete 
sich unmittelbar, nachdem Israel den Einwohnern von Al-
Walaja mitgeteilt hatte, dass ihnen am Dorfeingang ein mi-
litärischer Checkpoint vor die Nase gesetzt würde. Dadurch 
würden sie von den Terrassengärten in der Hochebene von 
Jerusalem, die von ihnen seit Generationen bewirtschaftet 
werden, abgeschnitten werden. Obwohl viele der dortigen 
Bewohner mittels israelischer Dokumente als Bürger von 
Jerusalem ausgewiesen sind, würden sie durch den neuen 
Checkpoint faktisch von der Stadt, genauso wie von ihrem 
Land, abgeschnitten werden. Die Terrassen und die nahe-
gelegene Quelle, wo die Dorfbewohner ihr Vieh tränken, 
sollen dann als Attraktionen in den sog. Jerusalem Metropo-
litan Park einbezogen werden.

Unterdessen verschärft Israel seinen Würgegriff um die 
palästinensischen Wohnsiedlungen in Ostjerusalem. Die 
Bewohner jenseits der Betonmauer dort sind bereits seit lan-
gem faktisch durch den Jerusalemer Magistrat ausgegrenzt 
worden es wird ihnen immer schwerer gemacht, in die Stadt 
zu gelangen, wie der palästinensische Jerusalemspezialist 
Daoud Alg’ol meint. Ein Gesetzesentwurf des israelischen 
Einwanderungsministers Ze’ev Elkin sieht vor, palästinen-
sischen Nachbargemeinden von Jerusalem, wie Al-Walaja, 
Kafr’Aqab, das Flüchtlingslager Shuafat und Anata, die hin-
ter der Trennmauer liegen, die Verwaltungszugehörigkeit 
zu Jerusalem zu nehmen. Stattdessen sollen sie einer eigenen 
Verwaltungsbehörde unterstellt werden, was den palästinen-
sischen Bevölkerungsanteil von Jerusalem schlagartig um 
ein Drittel verringern würde.

Alg’ol meint hierzu: „Wenn die Palästinenser erst einmal 
einer eigenen Gemeindeverwaltung unterstellt sind, wird 
Israel argumentieren, dass ihr Lebensmittelpunkt nicht mehr 
in Jerusalem liege, und wird ihnen die Meldepapiere für 
Jerusalem entziehen. Dies passiert schon länger, aber jetzt 
wird es in viel größerem Umfang passieren.“ Seit 1967 hat 
Israel über 14 000 Palästinensern die Wohnsitzgenehmigung 
entzogen und sie somit gezwungen, Jerusalem zu verlassen.

Ausgrenzung 

Obwohl ihre Bewohner Steuern an die Jerusalemer Verwal-
tung zahlen, sind die palästinensischen Gebiete jenseits der 
Trennmauer schon „Grauzonen“, die bewusst der Verwahr-
losung und Gesetzlosigkeit ausgesetzt werden. Die Bewoh-
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ner von Kafr’Aqab bspw., das vom übrigen Ostjerusalem 
durch die Mauer und einen militärischen Kontrollposten 
isoliert ist, sind von den städtischen Versorgungsleistungen 
weitgehend abgeschnitten. Gleichzeitig verwehrt Israel ih-
nen die Unterstützung durch die palästinensischen Autono-
miebehörden. Sie leben sozusagen in einem Niemandsland, 
sagt Alg’ol.

Diese Gebiete sind zu einem Refugium für Kriminelle 
geworden und für palästinensische Familien, die über die 
strikten Regelungen des israelischen Melderechts gestolpert 
sind. Den Palästinensern im Westjordanland wird der Zu-
tritt durch die Mauer nach Jerusalem verwehrt und Palästi-
nenser in Jerusalem riskieren, ihr Residenzrecht zu verlie-
ren, wenn sie sich aus der Stadt herausbegeben. Ehepaare, 
die über diese Grenzen hinweg geheiratet haben, konnten in 
Kafr’Aqab Zuflucht nehmen, während Israel diese Nachbar-
gemeinden allmählich von Ostjerusalem abtrennt. Durch 
diesen Zuzug ist die dortige Bevölkerung in den letzten 
Jahren von ein paar Tausend auf mehrere Zehntausend Ein-
wohner gestiegen.

In der Folge ist die Zahl der Neubauten außerhalb der 
Mauergrenzen explodiert, da sich die Palästinenser zu-
nutze gemacht haben, dass Israel die baurechtlichen Vor-
schriften nicht durchsetzt. Natürlich wollte Israel damit 
bloß die demographische Entwicklung beeinflussen, wie 
Alg’ol bemerkt. „Die restriktive Handhabung der Bauge-
nehmigungen und die Knappheit der Bauplätze innerhalb 
der Grenzmauer haben zu einer Wohnungsnot unter den 
Palästinensern geführt, da die Preise für sie nicht mehr 
erschwinglich sind. Sie werden dadurch gezwungen, sich 
außerhalb der Mauer niederzulassen, um bezahlbare Woh-
nungen zu finden. Der wirtschaftliche Druck erzeugt auf 
diesem Weg eine stillschweigende Umsiedlung.“

Palästinenser, die in Wohnvierteln innerhalb der Mauer 
leben, werden auch auf andere Weise vertrieben, meint Tar-
tasky. Schon immer hat Israel durch verschiedene politische 
Maßnahmen den Palästinensern ihr Land weggenommen, 
ihnen das Leben innerhalb Jerusalems erschwert und ihre 
Wohnhäuser unter irgendwelchen Vorwänden zerstört. 
Beispielsweise wurden palästinensische Gebiete zu „Land-
schaftsschutzgebieten“ umgewidmet, um darauf befindliche 
Häuser als illegal erklären zu können. Oder es wurden die 
letzten Grünanlagen konfisziert, um jüdische Siedlungen zu 
errichten, oder aber es wurde den Siedlern erlaubt, paläs-
tinensischen Grundbesitz in der Altstadt und den umlie-
genden Vierteln zu übernehmen. Zugleich hat Israel seinen 
Zugriff auf die Heiligen Stätten der Stadt, besonders auf die 
al-Aqsa-Moschee immer weiter ausgebaut.

… und offene Repression

Gegenwärtig leben in Ostjerusalem etwa 200 000 jüdische 
Siedler. „Die Palästinenser und ihre Belange werden bei den 
Planungen in Jerusalem überhaupt nicht berücksichtigt, sie 
gelten bloß als Hindernis, das aus dem Weg geräumt werden 
muss“, wie Alg’ol meint. „Israel will das Land haben, aber 
nicht mit den Palästinensern darauf.“ Daher wächst der 
Druck in Jerusalem auf sie und ihre Wohnviertel bekom-
men keine Schulen oder sonstigen Versorgungsleistungen 
der Stadt. Die Folge ist, dass über 80 % der palästinensischen 
Kinder unterhalb der Armutsgrenze leben.

Der Jerusalemer Magistrat und die Polizei führen seit 
geraumer Zeit verschärfte „Ordnungsmaßnahmen“ gegen 
die Palästinenser durch, die von der Bevölkerung als „Kol-
lektivstrafen“ empfunden werden. Angeblich um wieder 
„für Ordnung zu sorgen“, werden neuerdings überfallartig 
polizeiliche Nacht-und-Nebel-Aktionen in Vierteln wie 
A-Tur oder Issawiya durchgeführt, die mit Verhaftungen, 
Abrissverfügungen und Geschäftsschließungen einherge-
hen.

„Israel greift zu denselben militärischen Gewaltmaßnah-
men wie im Westjordanland“, meint Tartasky. „Dahinter 
steckt, dass die Palästinenser dadurch angehalten werden 
sollen, in Wohnviertel hinter der Mauer zu ziehen, wo sie 
früher oder später ihr Wohnrecht verlieren. Solche Metho-
den werden vom israelischen Staat bewusst eingesetzt.“

Das Büro des Jerusalemer Bürgermeisters Nir Barkat 
dementiert, dass sich die Lage der Palästinenser in Ostje-
rusalem verschlechtert habe. Vielmehr habe es erhebliche 
Verbesserungen bei der Versorgung der Palästinenser mit 
Schulen, Gemeindezentren, Sportplätzen, neuen Straßen, 
Postdienstleistungen und Sozialhilfe gegeben. Der Bürger-
meister habe “einen beispiellos ambitionierten und auf-
wändigen Plan entwickelt, die Missstände in Ostjerusalem 
zu beseitigen, die er durch fünfzig Jahre Schluderei seiner 
Amtsvorgänger und der jeweiligen israelischen Staatsregie-
rungen geerbt habe.“

Alg’ol meint dazu, dass diese Verlautbarungen der 
Realität Hohn spotten. „Israel will eine Stadt schaffen, in 
der keine Palästinenser zu sehen sind. Wo es möglich ist, 
schreitet der Staat zur ethnischen Säuberung, und wo nicht, 
versteckt er sie ganz einfach.“

�� Aus middle east eye vom 24.11.2017
�� Übersetzung: MiWe
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Vom 6. bis 17. November 2017 fand in  
Bonn die 23. Konferenz der  
Vertragsstaaten der Klimarahmenkonvention  
der Vereinten Nationen statt. Ziel der  
Konferenz war, ein „Regelwerk“ für die 
Umsetzung der auf der COP21-Konferenz in 
Paris (Frankreich) getroffenen Vereinbarungen 
zu erarbeiten, das dann im Herbst 2018 auf 
der COP24 in Katowice (Polen) verabschiedet 
werden soll.

�� Daniel Tanuro

Bekanntlich wurde auf der Pariser Konferenz ein „histori-
sches“ Abkommen erzielt, mit dem die Klimaerwärmung 
bis Ende des Jahrhunderts „auf deutlich unter 2 °C, mög-
lichst 1,5 °C im Vergleich zu vorindustriellen Levels“. Die 
eigentlich wichtige Konferenz wird in Katowice stattfinden, 
wo die Unterzeichnerstaaten erklären müssen, wie und 
in welchem Umfang sie ihre Anstrengungen verstärken 
wollen, um die Kluft zu schließen zwischen den in den na-
tionalen „Klimaschutzbeiträgen“ tatsächlich vorgesehenen 
Reduktionen der Treibhausgasemissionen einerseits und 
den global für die Erreichung der in Paris festgelegten welt-
weiten Ziele erforderlichen Reduktionen andererseits. […]

 Die Vereinten Nationen geben jährlich einen Sonder-
bericht über die „zu schließende Lücke der Emissionen“ 
heraus. Dort heißt es in der Ausgabe von 2017 (Emissions 
Gap Report 2017), dass die Lücke „ein alarmierendes 
Ausmaß“ angenommen hat. Dies ist aber eher noch unter-
trieben, denn die Klimaschutzzusagen der Länder (Intended 
Nationally Determined Contributions, INDC) entspre-
chen lediglich einem Drittel der Emissionsminderungen, 
die notwendig wären, um unterhalb des 2-Grad-Ziels zu 
bleiben, und – aber hierüber schweigt der Bericht – weniger 
als einem Viertel der für das 1,5-Grad-Ziel erforderlichen 
Einsparungen.

Die Zeit läuft also und die Ablauffristen werden immer 
knapper. Konkret heißt es in dem Bericht: „Wenn die 
Emissionslücke nicht bis 2030 geschlossen wird, ist es 
extrem unwahrscheinlich, dass das Ziel, die 2 °C nicht zu 
überschreiten, erreicht werden kann. Auch wenn die aktu-
ellen Selbstverpflichtungen (INDC) vollständig umgesetzt 
würden, wäre das CO

2
-Budget 2030 zu 80 % aufge-

braucht. Und für das 1,5-Grad-Ziel wäre es dann bereits 
komplett aufgebraucht, ausgehend von den gegenwärtigen 
Schätzungen.“1

Zur Erinnerung: Das „CO
2
-Budget“ entspricht der 

Menge an Kohlendioxid, die noch in die Atmosphäre 
gelassen werden kann, um mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit einen bestimmten Temperaturanstieg bis 
zum Ende des Jahrhunderts nicht zu überschreiten. Diese 
„gewisse Wahrscheinlichkeit“ beträgt für die CO

2
-Bud-

gets in dem erwähnten Bericht für 2017 lediglich 65 %, 
sehr wenig also, wenn man bedenkt, wie man wohl auf die 
Ankündigung reagieren würde, dass das gerade bestiegene 
Flugzeug mit einer Wahrscheinlichkeit von 65 % nicht in 
der Luft explodieren wird.

Kommen wir auf die sog. „Ablauffristen“ zu sprechen! 
Um bis 2030 die Emissionslücke zu schließen, müssen die 
Maßnahmen bis spätestens 2020 – in drei Jahren also! – ge-
troffen worden sein und es müssen die in den INDC vor-
gesehenen Emissionsminderungen verdreifacht werden. 
Im Jahr 2020 sollen erstmalig die in Paris beschlossenen 
nationalen Klimaschutzpläne in einem Monitoring evalu-
iert werden, um ggf. durch Nachbesserung die Emissions-
lücke zu schließen.

Zur Vorbereitung dieser entscheidenden Verhand-
lungen haben die Regierungen einen „motivierenden, 
lösungsorientierten Dialog“ organisiert, der bis 2018 ein 
„praktikables Regelbuch“ erstellen soll. Wortwörtlich 
heißt es in dem Bericht der Vereinten Nationen: „Der För-
derdialog und die Nachbesserung der INDC 2020 sind die 
letzte Chance, die Emissionslücke bis 2030 zu schließen.“

Im Klartext bedeutet dies „die letzte Chance“, un-
ter einer Temperaturerwärmung von 2 °C bis Ende des 
Jahrhunderts zu bleiben. Notabene heißt eine Klimaer-
wärmung von 2 °C, dass die Meeresspiegel höchstwahr-

COP23 – wenn die Lücke 
zum Abgrund wird …
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scheinlich und unwiderruflich um etwa viereinhalb Meter 
steigen. Bedenkt man, welche Anstrengungen unternom-
men werden, um die Klimaziele von Paris einzuhalten, 
und in welch extrem kurzer Zeitspanne diese Anstrengun-
gen beschlossen und effektiv umgesetzt werden müssen, 
dann kann man nicht mehr von einer Lücke sprechen, 
sondern von einem wahren Abgrund.

Lässt sich diese Lücke noch schließen, um nicht in den 
Abgrund zu stürzen? Einmal mehr ist die Antwort auf 
diese Frage eine doppelte: technisch gesehen ja, aber im 
Rahmen des kapitalistischen Produktivismus nein.

Die 1990 in Rio verabschiedete UN-Rahmenkon-
vention über den Klimawandel gab sich zum Ziel, eine 
„gefährliche Störung“ des Klimasystems“ zu verhindern. 
Es bedurfte anschließend 25 Jahre und 21 Weltklimagipfel, 
um sich dazu durchzuringen, diese „gefährliche Störung“ 
auch zu beziffern, nämlich den Temperaturanstieg auf 2 °C 
zu begrenzen und „weitere (sic!) Anstrengungen zu unter-
nehmen, die 1,5-Grad-Grenze nicht zu überschreiten“.

Angesichts dieser Trägheit muss man schon naiv oder 
überoptimistisch sein, um zu glauben, dass jetzt zwei 
Jahre genügen werden, damit sich die Regierungen dieser 
Welt über die erforderlichen Maßnahmen verständigen. 
Konkret: ihre Anstrengungen zu verdreifachen, um das 
2-Grad-Ziel einzuhalten, respektive zu vervierfachen, um 
die 1,5 °C zu erreichen – das eigentlich absolut zwingend 
notwendige Ziel.

Fünfundzwanzig Jahre nach Rio steigen die globalen 
Emissionen weiterhin an, zwar schwach (um 0,9 %, 0,2 % 
und 0,5 % jeweils in 2014, 2015 und 2016), aber trotzdem 
… während sie eigentlich sehr stark und sehr rasch zurück-
gehen müssten.

Es ist sicherlich positiv, dass die USA in der Klimafrage 
allein auf weiter Flur stehen und einige ihrer Bundesstaa-
ten (allen voran Kalifornien) offen gegen Trump und seine 
Clique von Klimaverbrechern Front beziehen. Das ändert 
allerdings nichts daran, dass der Rückzieher der USA 
die Verhandlungen belastet. Denn dadurch wird es noch 
schwieriger, die Lücke zu schließen. Die Zusage (INDC) 
der USA sah vor, die CO

2
-Emissionen in einem Umfang 

von 2 Gigatonnen zu reduzieren, was für sich bereits 20 % 
der gesamten (und bei weitem nicht ausreichenden) INDC 
ausmacht. Also muss man diese 2 Gt noch bei den für die 
kommenden drei Jahre fälligen Maßnahmen hinzuaddie-
ren.

Davon abgesehen haben sich die USA nicht wirklich 
zurückgezogen. Sie waren in Bonn vertreten und haben, 
wie unter Obama, weiterhin in der Frage des Klimafonds 

voll auf die Bremse getreten. Dieser Fonds sieht vor, den 
Entwicklungsländern seitens der Industriestaaten ab 2020 
jährlich 100 Milliarden Dollar zur Verfügung zu stellen, 
damit sie sich an den Klimawandel anpassen und dessen 
Folgen mildern können, da die reichen Länder die Haupt-
verantwortung dafür tragen und die armen Länder haupt-
sächlich darunter zu leiden haben.

Dieser Fonds wurde 2010 auf der COP16 in Cancún 
beschlossen, aber das Ziel der 100 Milliarden liegt – gelin-
de gesagt – außer Reichweite. Gelegenheit macht Diebe, 
also haben andere Länder – allen voran die EU – die Hal-
tung der USA zum Vorwand genommen, sich um konkre-
te Antworten auf die Fragen der Entwicklungsländer und 
der NRO, wie viel Geld wann und in welcher Form (als 
Geschenk oder Darlehen?) fließen soll, zu drücken.

Es ist unübersehbar, dass der globale Kapitalismus von 
Klimagipfel zu Klimagipfel die Menschheit weiter an den 
Rand des Abgrunds treibt. Angesichts dieser beängstigen-
den Situation versucht man, uns mit Zahlen über den stei-
genden Anteil der erneuerbaren Energien am Energiemix 
zu beruhigen. In der Tat steigt dieser Anteil sehr rasch an 
und wird sich in den kommenden Jahren noch beschleu-
nigen, weil die aus den erneuerbaren Energien gewonnene 
Elektrizität insgesamt billiger als die aus fossilen Brenn-
stoffen ist.

Allerdings führt man uns damit auf den Holzweg, da 
der entscheidende Indikator in der Absenkung der Emis-
sionen und nicht im relativen Anstieg der erneuerbaren 
Energien liegt. Solange man nicht das Wirtschaftwachs-
tum und damit die Jagd nach Profiten infrage stellt, kann 
der Anteil der erneuerbaren Energien ansteigen, während 
zugleich die Treibhausgasemissionen zunehmen. Und 
genau dies passiert seit 15 Jahren.

Offen ist, wie sich der Kapitalismus aus dieser enormen 
Zwangslage herauswinden wird. Für Trump und ähnlich 
kriminelle Schwachköpfe stellt sich dieses Problem erst gar 
nicht: Die anstehende Katastrophe ist entweder naturgege-
ben oder eine Strafe Gottes für die verderbten Sitten unter 
den Menschen. Also kann man nur noch beten und die 
Armen haben so oder so Pech gehabt! 

Die anderen jedoch, die Protagonisten des Kapitalis-
mus, die sich nicht in den Klimanegationismus flüchten 
und die wissen, dass die Gefahr real und grausam und 
die Katastrophe bereits im Anmarsch ist, was werden die 
versuchen, um sich der Herausforderung zu stellen? Wie 
werden die reagieren, wenn sie feststellen, dass sich die Lü-
cke unmöglich schließen lässt, weil der Kapitalismus ohne 
Wachstum nicht existieren kann? Die werden dann auf das 
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Geo-Engineering setzen, in der Hoffnung, auf diese Weise 
dem Abgrund doch noch zu entgehen.

Bezeichnend dafür ist, dass erstmalig der Emissions 
Gap Report 2017 ein Kapitel über die Technologien zur 
Erzeugung negativer Emissionen enthält, die Technolo-
gien also, die ermöglichen sollen, der Atmosphäre Koh-
lenstoff zu entziehen, „falls“ die Maßnahmen zur Emissi-
onsminderung weiterhin nicht ausreichen, das 1,5- oder 
2-Grad-Ziel einzuhalten. Der Gebrauch der Konjunktion 
„falls“ in diesem Zusammenhang verkommt ganz of-
fensichtlich zu einer Stilübung, um der ungeschminkten 
Wahrheit nicht ins Gesicht schauen zu müssen, nämlich 
dass die Menschheit trotz ihrer technischen und wissen-
schaftlichen Valenzen an die Wand fährt, weil eine Min-
derheit der Bevölkerung ihre Profitgier durchsetzt.

Aber zurück zu den Technologien zur Erzeugung 
negativer Emissionen! Einige davon sind eines Zauberlehr-
lings würdig, was besonders für die BECCS-Technologie 
(Bioenergy with Carbon Capture and Storage) gilt, wo 
Elektrizität durch die Verbrennung von Biomasse anstatt 
fossiler Brennstoffe erzeugt und das CO

2
 dabei abgeschie-

den und im Boden gespeichert wird.
Damit sich diese Technik signifikant auf die Klimaän-

derung auswirkt, bedarf es riesiger Mengen an Wasser (3 % 
des gegenwärtig für menschliche Zwecke verbrauchten 
Süßwassers) und gewaltiger Agrarflächen, die für den 
industriellen Anbau von Energierohstoffen (Biomasse) 
genutzt werden. Man hätte also die Wahl zwischen Pest 
und Cholera: Entweder schränkt man die Anbauflächen 
für die Nahrungsmittelproduktion ein oder man opfert 
noch mehr Agrarflächen und geschützte Ökosysteme und 
zerstört damit die Biodiversität noch gründlicher als bisher. 
Oder aber es passiert beides zugleich.

Andere Technologien werden uns als sanfter verkauft: 
Auf- und Wiederaufforstung, Bewirtschaftung von Flä-
chen, die für die CO

2
-Verbringung geeignet sind, Wieder-

herstellung von Feuchtgebieten und Mangrovenwäldern 
etc. Es stimmt wohl, dass diese Technologien an sich sanft 
sind. Die Erfahrung zeigt jedoch, dass an sich sanfte Tech-
nologien sehr harte soziale Auswirkungen haben können, 
wenn die treibende Kraft in der Profitmaximierung und 
der Suche nach neuen Märkten besteht. Konkretes Beispiel 
ist das Waldschutzprogramm zur Emissionsminderung 
REDD+, dessen marktbasierte Handhabung als Handel 
von Emissionszertifikaten u. a. dazu führt, dass die indi-
gene Bevölkerung von ihrem angestammten Lebensraum 
abgeschnitten wird. Wenn sich die kapitalistische, profit-
getriebene Handhabung dieser „sanften“ Technologien 

zur Minderung der Emissionen global durchsetzt, werden 
solche Probleme weiter zunehmen.

Hinzu kommt, dass diese sanften Technologien im 
Rahmen des kapitalistischen Systems nicht ausreichen wer-
den – nicht weil sie es nicht könnten, sondern weil sie für 
das Kapital weniger interessant sind als das BECCS. Denn 
dieses erschließt der Schwerindustrie neue Märkte und 
schafft dem Kapital gleich einen zweifachen Vorteil, indem 
einerseits Strom verkauft werden kann und andererseits die 
Allgemeinheit obendrein zur Kasse gebeten wird, weil das 
CO

2
 nicht in die Atmosphäre gelangt.

Interessant in diesem Zusammenhang ist, dass man aus 
einem Abschnitt des Emissions Gap Report 2017 indirekt 
erfährt, dass es durchaus möglich ist, das 2-Grad-Ziel 
einzuhalten, ohne auf das BECCS-Verfahren zurückzu-
greifen. Warum setzen 90 % der wissenschaftlich ausge-
arbeiteten Übergangsszenarien dann trotzdem auf diese 
Technologie? Weil die Mehrheit der Wissenschaftler, die 
an diesen Szenarien arbeiten, die Profitlogik für naturge-
geben und genauso unumgänglich wie die Schwerkraft 
halten.

Von den Verhandlungsparteien auf den Klimagipfeln 
kann man also rein gar nichts erwarten. Ihre besänfti-
genden und zuversichtlichen Worte sollen nur die Bevöl-
kerung einlullen. Eine solidarische Rettung des Klimas 
hängt einzig und allein davon ab, dass wir dafür kämpfen 
und in diesen Kämpfen die Grundlagen für eine alterna-
tive Gesellschaft schaffen können, die nicht vom Profit 
getrieben wird, sondern von der Befriedigung der sozialen 
Bedürfnisse auf der Grundlage demokratischer Beschlüsse 
und der Einhaltung ökologischer Grenzen.

�� Aus lagaucheanticapitaliste vom 20.11.2017
�� Übersetzung unter leichten Änderungen: MiWe

Ver weise

1  Die weltweiten CO
2
-Emissionen liegen bei jährlich knapp 

unter 40 Gt und die kumulierten Treibhausgasemissionen bei 
knapp 50 Gt. Laut dem 5. Bericht des Weltklimarats liegen die 
CO

2
-Budgets für die Zeit 2011–2100 bei 1500 bzw. 800 Gt für 

das 2- bzw. das 1,5-Grad-Ziel, wobei eine 65%ige Wahr-
scheinlichkeit für die Erreichbarkeit zugrunde gelegt wird.
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... Wer mit keiner Wimper zuckt
Beim Anblick blutiger Verbrechen, verleiht ihnen nämlich

Den Anschein des Natürlichen. Er bezeichnet
Die furchtbare Untat als etwas so Unauffälliges wie Regen

Auch so unhinderbar wie Regen.
So unterstützt er schon durch sein Schweigen

Die Verbrecher ...
(Brecht, An die Gleichgeschalteten)

�� Walter Wiese

Die gegenwärtige Kampagne der Israel-Lobby 
feiert große Erfolge: Sie lässt Veranstaltungen 
stoppen oder gar von vornherein verhindern, 

in denen Kritik an Israel zu erwarten ist. Ganz beson-
ders wird sie erwartet, wenn bei Veranstaltungsankün-
digungen das Kürzel „BDS“ genutzt wird und Leute 
auftreten, die mit ihm in Verbindung gebracht werden. 
BDS steht für Boycott, Divestment, Sanctions und 
wurde 2005 von der palästinensischen Zivilgesellschaft 
ins Leben gerufen.  Eine Israelkritik, v. a. in diesem 
Zusammenhang, stufen die Israel-Lobby und ihre hie-
sigen Unterstützter automatisch als „antisemitisch“ und 
damit als höchst verwerflich ein.

Der BDS-Aufruf hat längst weltweit Unterstützung 
gefunden. Er verfolgt drei Ziele:

�� Beendigung der israelischen Besatzung und Koloni-
sierung aller arabischen Gebiete,

�� Aufhebung der Diskriminierung und volle Gleich-
stellung der palästinensischen Staatsbürger*innen 
Israels,

�� Recht auf Rückkehr und Wiedergutmachung für 
die palästinensischen Flüchtlinge.

Um diese Ziele zu erreichen, wird ‒ orientiert am Er-
folg einer vergleichbaren Kampagne gegen die Apart-
heid in Südafrika ‒ zu Boykott, Desinvestment und 
Sanktionen aufgerufen: 

�� Boykottierung Israels mit seinen Einrichtungen und 
Unternehmen, 

�� Kapitalabzug und 
�� internationale, v. a. von UNO und ihr zugehörigen 

Einrichtungen zu verhängende Sanktionen.

Diese Maßnahmen zeigten Wirkungen. Eine Fol-
ge war, dass sich Israel um eine Aufbesserung seines 
Images bemüht; alle Mittel, die bislang gemieden 
wurden, mussten dabei zum Einsatz kommen. Offen-
sichtlich gehört auch die verstärkte Diffamierung von 
Israelkritiker*innen als Antisemit*innen dazu.

Die Israellobby hat in den Städten Frankfurt, Mün-
chen, Berlin, Hamburg und Köln (Partnerstadt von 
Bethlehem!) Beschlüsse „Keine Zusammenarbeit mit 
der antisemitischen BDS-Bewegung“ über unkritische 
Abgeordnete eingebracht oder bereits durchgesetzt. 
Damit verhindert sie Informationsveranstaltungen zu 
diesem Thema oder andere israelkritische Veranstaltun-
gen in städtischen Räumen.

So macht „Deutschland“ seine Lehren aus dem Ho-
locaust deutlich: Israel ist zu unterstützen, unabhängig 
von seiner Politik (das ist bundesdeutsche Staatsräson). 
Die Lehren werden also nicht verallgemeinert und für 
alle unterdrückten und verfolgten Menschen gezogen, 
sondern sollen im Nahen Osten nur für Juden gelten; 
dies hat aber die unhaltbare Konsequenz, dass Men-
schenrechte teilbar sind.

Die „Katastrophe“ Palästinas ist auch heute ge-
genwärtig: Die durch Vertreibung erfolgte ethnische 
Säuberung war der Beginn des staatlich betriebenen 
Siedlerkolonialismus. Inbesitznahme palästinensischen 
Landes in Permanenz, verbunden mit Vertreibung 
insbesondere durch israelische Siedler, Umwandlung 
des Lebensraumes in nahezu unbewohnbare Gebiete, 
Verelendung der Lebensräume z. B. durch Wasserum-
leitung etc. stehen auch heute auf der Tagesordnung 
israelischer Regierungen.

Daher ist die Unterstützung der Palästinenser so-
wohl aus humanitären als auch allgemein dem Frieden 
verpflichteten Gründen nötig! Internationale Solidarität 
ist gefordert, eben: BDS!

BDS-Aufruf

Links:

http://boycottisrael.info/

https://bdsmovement.net/

http://www.alternativenews.org/


